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Vorwort

„AfD bei 35 Prozent!“ – hohe Umfragewerte irritierten Anfang September 2023 Teile der 
Medien und sorgten bei Beobachter*innen für ungläubiges Staunen. Zehn Monate vor der 
Europawahl und ein Jahr vor drei Landtagswahlen in den ostdeutschen Bundesländern 
lag die extrem rechte Partei erstmals bei regionalen Umfragen an der Spitze – und sofort 
diskutierten Politik und Öffentlichkeit über Ursachen, Folgen und Reaktion der demokra-
tischen Parteien. Von konkreten Vorschlägen (keine Kürzungen bei politischer Bildung) 
über erschreckend hilflose Beiträge (Regierungspolitik besser erklären) bis zu populis-
tischen Ideen (rechte Themen – Stichwort „zu hohe Flüchtlingszahlen“ – aufgreifen) 
fand sich vieles in der Debatte. Weitgehend ausgespart blieb jedoch, wieder einmal, der 
Bereich, der für die Mehrheit der Bevölkerung den Großteil der Lebenszeit bestimmt: die 
Wirtschaft bzw. der eigene Arbeitsplatz. Dabei gehört es zur Grundannahme der moder-
nen Sozialforschung, dass die Positionierung eines Menschen in unserer arbeitsteiligen 
Gesellschaft und seine tagtäglich gemachten Erfahrungen am Arbeitsplatz die grundsätz-
liche Sicht auf Politik und Gesellschaft beeinflusst.

Die Otto Brenner Stiftung hat mit Johannes Kiess und seinem Team am Else-Frenkel-
Brunswik-Instituts (EFBI) in Sachsen engagierte Forscher*innen zur Bearbeitung der Frage 
gewonnen, welche Beteiligungserfahrungen am Arbeitsplatz ostdeutsche Beschäftigte 
machen und wie sich diese auf die politischen Einstellungen auswirken. Die renommierten 
Wissenschaftler*innen erörtern auch, welche Faktoren diese Erfahrungen beeinflussen.

Es ist erfreulich, dass sich in ihrer repräsentativen Erhebung frühere Ergebnisse bun-
desweiter Untersuchungen bestätigen: Mit positiven Erfahrungen demokratischer Hand-
lungsfähigkeit in der Arbeitswelt sinkt die Zustimmung zu extrem rechten Aussagen 
deutlich, während Beteiligungs- und Partizipationserleben zugleich das Vertrauen in die 
Demokratie und die eigene politische Handlungsfähigkeit stärken. Umso problematischer 
ist, dass laut der Studie knapp ein Fünftel der ostdeutschen Beschäftigten keine Möglich-
keit sieht, durch eigenes Engagement die Strukturen im Betrieb zum Positiven zu verän-
dern. Darüber hinaus fühlt sich rund jede*r Siebte bei Entscheidungen im Arbeitsalltag 
übergangen. In Sachsen und Thüringen sind positive Erfahrungen von Handlungsfähigkeit 
noch weniger verbreitet als in den anderen ostdeutschen Bundesländern.

Neuland betreten die Autor*innen mit dieser Studie, weil sie erstmals den Zusammen-
hang zwischen subjektiven Beteiligungserleben und der bloßen Existenz von Mitbestim-
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mungsinstitutionen, wie Betriebsräten und Gewerkschaften, erheben. Ergebnis: Statis-
tisch messbar erhöhen diese die subjektiv erfahrene Handlungsfähigkeit am Arbeitsplatz. 
So glauben gewerkschaftlich organisierte Arbeitnehmer*innen deutlich öfter an positive 
Veränderungsmöglichkeiten im Betrieb als ihre nicht organisierten Kolleg*innen.

Eindrücklich weisen die Ergebnisse der Untersuchung damit nach, dass Mitbestim-
mung und Beteiligung im Wirtschaftsleben als direkter Einsatz für die Demokratie verstan-
den werden müssen. Es wird auch an diesen Effekten liegen, dass rechte und rechtsex
treme Kräfte wie die AfD Fragen der Mitsprache am Arbeitsplatz konsequent ausblenden. 
Während sich die Partei, insbesondere die in Ostdeutschland starke völkische Partei
strömung, im Einklang mit anderen extremen Rechtsparteien in Europa auf verteilungs- 
und ordnungspolitischer Ebene hin und wieder zu wahltaktisch motivierten Aussagen 
im Arbeitnehmer*inneninteresse herablässt (Stichwort: Beibehaltung des Mindestlohns 
und Stärkung der umlagefinanzierten Rente), spielen unabhängige Gewerkschaften für 
sie keine Rolle. Das hat systematische Gründe. Eine eigenständige und unabhängige 
betriebliche und gewerkschaftliche Interessenvertretung läuft dem „unmittelbaren […] 
Anspruch auf politische Vertretung“ der extrem Rechten zuwider, der es stets darum 
geht „die gesellschaftliche Rolle und Legitimität von intermediären Organisationen [wie 
Gewerkschaften] infrage zu stellen und zu beschneiden“, wie eine Studie der Hans-
Böckler-Stiftung aus dem Jahr 2020 konstatiert. Dass die gesellschaftliche Organisation 
von Arbeit von großer Bedeutung für die Widerstandskraft einer Gesellschaft gegenüber 
autoritären Politikentwürfen ist, wusste aus leidvoller historischer Erfahrung bereits der 
Namensgeber unserer Stiftung. So konstatierte Otto Brenner 1959, dass „[d]ie politische 
Demokratie allein […] nicht imstande [ist], eine demokratische Ordnung der Gesellschaft 
zu gewährleisten“ – und durch eine Demokratisierung aller Lebensbereiche, und hier 
insbesondere der Wirtschaft, flankiert werden muss.

Eine Politik, aber auch eine Öffentlichkeit, die den Kampf gegen die extreme Rechte 
und für die Demokratie auch abseits aufsehenerregender Wahlumfragen ernst nimmt, 
ist also aufgefordert, diese Zusammenhänge zu verinnerlichen – und den Ausbau der 
institutionellen Mitbestimmungsmöglichkeiten konkret zu fördern. Gewerkschaften und 
Betriebsräte hingegen sind gut beraten, aus Möglichkeiten der Mitbestimmung noch 
stärker als bisher reale Beteiligungserfahrungen zu machen.

Jupp Legrand
Geschäftsführer der OBS			           Frankfurt am Main, im Dezember 2023
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1	 Demokratie am Arbeitsplatz: 
	 Verbrieftes Recht und objektiver Widerspruch

Die Demokratie darf nicht am Werkstor enden. 
Diese Forderung gehört zum Selbstverständnis 
der deutschen Gewerkschaftsbewegung. Eine 
der großen Errungenschaften der Nachkriegs-
zeit war es, zentrale institutionelle Vorausset-
zungen zur Demokratisierung der deutschen Ge-
sellschaft durchzusetzen. Nicht zuletzt als Lehre 
aus dem Nationalsozialismus, der Organisation 
der ‚deutschen Arbeit‘ in den Betrieben mit 
„Gefolgschaft“ statt Arbeiter*innen und „Wirt-
schaftsführern“ statt Unternehmern (METALL 
1972), sollte die Demokratie der jungen Bundes-
republik damals auch in der Arbeitswelt veran-
kert werden. Jedenfalls nach dem Willen progres-
siver Kräfte wie den Gewerkschaften unter Hans 
Böckler (erster DGB-Vorsitzender 1949–1951) 
und Otto Brenner (Vorsitzender der IG Metall 
1952–1972) sollte eine Wirtschaftsdemokratie 
als Gegenmodell etabliert werden. 1952 trat das 
Betriebsverfassungsgesetz in Kraft, das die Mit-
bestimmung rechtlich neu verankerte, nachdem 
die Nationalsozialisten 1934 das Betriebsräte
gesetz der Weimarer Republik zugunsten des Füh-
rerprinzips aufgehoben hatten. Das zuletzt 2001 
novellierte Gesetz schreibt zwar zumindest bei 
großen Unternehmen eine Mitbestimmung der 
Beschäftigten vor, eine Wirtschaftsdemokratie 
im umfassenden Sinne ist dadurch freilich nicht 
etabliert worden. Durchgesetzt werden konnte 
die Mitbestimmung durch Betriebsräte und Sit-
ze in den Aufsichtsräten, die allerdings einen 

Fokus auf das Betriebswohl legen müssen, und 
es sind abgestufte Mitbestimmungs- sowie An-
hörungsrechte vorgesehen: Betriebsräte können 
zwar bei Einstellungen, Weiterbildungen und Ar-
beitszeiten mitreden, bestimmen aber weiterhin 
bei vielen betrieblichen Entscheidungen nicht 
mit, sondern haben nur Beratungsrechte (bei-
spielsweise bei der Planung von technischen 
Anlagen, Arbeitsabläufen und Arbeitsplätzen) 
oder Informationsrechte (zum Beispiel hinsicht-
lich wirtschaftlicher Angelegenheiten des Unter-
nehmens). Gleichwohl haben Beschäftigte noch 
ein zweites wichtiges Recht: Das Grundgesetz 
sichert allen Menschen in Deutschland Vereini-
gungsfreiheit und Tarifautonomie zu (Artikel  9, 
insb. Absatz 3). Mit dieser Norm sind auch Ge-
werkschaften grundgesetzlich abgesichert und 
es tritt eine zweite, stärker konfliktorientierte 
Ebene der kollektiven Interessenvertretung zur 
Betriebsverfassung hinzu: Auch Arbeitskämpfe 
sind grundgesetzlich geschützt. 

Allerdings stoßen wir mit der Frage nach dem 
Zusammenhang von Demokratie und Arbeits-
welt auf ein grundsätzliches Paradox bürger
licher Marktgesellschaften (Decker u. a. 2018): 
Der individuelle Bürgerstatus und die mit ihm 
verbrieften Ansprüche auf Gleichheit und demo-
kratische Entscheidungsfindung gelten zwar in 
der politischen Sphäre, geraten aber in der Wirt-
schafts- und Arbeitswelt schnell an ihre Grenzen. 
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Obwohl Unternehmen und Lohnabhängige sich 
formal als gleichberechtigte Vertragspartner be-
gegnen, besteht in den konkreten Beziehungen 
ein Machtungleichgewicht: Nicht nur bleiben 
zentrale, insbesondere die geschäftlichen Ent-
scheidungen im Betrieb der Einflussnahme der 
Beschäftigten entzogen. Noch viel grundsätz-
licher wiegt die Ungleichheit auf dem Arbeits-
markt: Während ein Unternehmen eine Einstel-
lung auch unterlassen kann, sind Lohnabhängige 
grundsätzlich dazu gezwungen, ihre Arbeitskraft 
zu verkaufen, um den eigenen Lebensunterhalt 
zu sichern (Offe und Wiesenthal 1980, 76 f.). Die 
Arbeitswelt als zentraler Lebensbereich ist folg-
lich aufgrund hierarchischer Betriebsstrukturen 
und der bestehenden Machtverhältnisse durch 
ein „Demokratiedefizit“ gekennzeichnet (Lock-
wood 1996; siehe auch Fudge 2006; Brinkmann 
und Nachtwey 2013, 510). 

Die demokratiepolitischen Themen Mitbestim-
mung, Arbeitnehmer*innenrechte, Solidarität 
und Wirtschaftsdemokratie sind in der Indus
trie- und Arbeitssoziologie kontinuierlich Ge-
genstand der Forschung. Lange fehlten jedoch 
belastbare repräsentative Studien, welche den 
Einfluss von Erfahrungen der Beteiligung, Aner-
kennung und Solidarität in der Arbeitswelt auf 
demokratische bzw. antidemokratische Ein-
stellungen untersuchen. Unter dem Stichwort 
industrial citizenship (IC) richteten wir in der 

Leipziger Autoritarismus Studie 2020 erstmals 
einen genaueren Blick auf solche Erfahrungen 
der Beschäftigten im Betrieb (Kiess und Schmidt 
2020). Unter industrial citizenship (engl.: in-
dustrielle Bürgerschaft1) fassen wir den Status 
Lohnabhängiger als selbstbestimmte bzw. mit-
bestimmende Bürger*innen im Betrieb. Wir woll-
ten aufzeigen, wie Beteiligung, Solidarität und 
Anerkennung in der Arbeitswelt erlebt werden 
und wie sich dieses Erleben auf die politischen 
Einstellungen der Lohnabhängigen auswirkt. Im 
Mittelpunkt unseres Interesses stand dabei die 
Zufriedenheit mit der Demokratie. Zudem wurde 
die Zustimmung zu gruppenbezogener Abwer-
tung und rechtsextremer Einstellung, deren Kern 
die Ablehnung demokratischer Vermittlung und 
Aushandlung von Herrschaft sowie der demokra-
tischen Gleichwertigkeitsnorm ist, untersucht. 
Wir konnten auf Basis unserer bundesweit re-
präsentativen Befragung zeigen, dass Erfahrun-
gen von demokratischer Handlungsfähigkeit am 
Arbeitsplatz zu einer Stärkung demokratischer 
Einstellungen führen. 

Im Folgenden untersuchen wir den Zusammen-
hang von Erfahrungen betrieblicher Beteiligung 
und antidemokratischen Einstellungen von In-
dividuen erstmals spezifisch für die ostdeut-
schen Bundesländer. Eine solche Studie war 
bisher aufgrund der zu niedrigen Stichproben-
größen in repräsentativen Befragungen nicht 

1	 Die deutsche Übersetzung bleibt hier sperrig, der englische Begriffsgebrauch ist in der Forschung hingegen eta­
bliert, weil er die Assoziation zu weiteren Bürgerrechten – den negativen Abwehrrechten gegenüber dem Staat, den 
politischen Rechten (Wahlrecht usw.) und den sozialen Rechten – sowie den Status als Bürger*in (bzw. ‚citizen‘), 
das heißt als freies Mitglied der politischen Gemeinschaft betont. Im Folgenden wird somit der englische Begriff 
verwendet (siehe auch die Abschnitte 2.3 und 3.2). 
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möglich. Zunächst gehen wir dazu auf die Be-
sonderheiten in Ostdeutschland ein: In weiten 
Teilen der Arbeitswelt haben hier Betriebsräte, 
gewerkschaftlicher Organisationsgrad sowie 
Löhne und Arbeitsbedingungen bis heute nicht 
zu Westdeutschland aufgeschlossen. Dies 
birgt, wie wir argumentieren werden, neben 
Fragen nach Ungerechtigkeit und Enttäuschun-
gen auch Risiken für die (Legitimation der) De-
mokratie. An diese Erörterungen anschließend 
skizzieren wir das Konzept industrial citizen
ship und unsere Überlegungen, wie Erfahrun-
gen mit Solidarität und Beteiligung zur Ausprä-
gung demokratischer wie antidemokratischer 
Einstellungen beitragen können. Auf Basis die-

ser Vorüberlegungen stellen wir unser Untersu-
chungsdesign und die Datenbasis vor, eine Re-
präsentativbefragung der ostdeutschen Wohn-
bevölkerung aus dem Jahr 2022. Im Anschluss 
berichten wir die Ergebnisse unserer Analysen. 
Wir gehen auf die Verbreitung von industri-
al citizenship im Vergleich der ostdeutschen 
Bundesländer ein und vertiefen dann die Un-
tersuchung mit Blick auf den Zusammenhang 
von erlebter Handlungsfähigkeit im Betrieb 
und rechtsextremer Einstellung. Abschließend 
diskutieren wir unsere Ergebnisse hinsichtlich 
ihrer Konsequenzen für die gewerkschaftliche 
und zivilgesellschaftliche Praxis in den ost-
deutschen Bundesländern.  
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2	 Arbeitswelt und Demokratie in Ostdeutschland

Betriebliche Organisierungen und gewerk-
schaftliches Engagement, das selbstbewusste 
Auftreten der Beschäftigten in aktuellen Arbeits-
kämpfen und ihre teilweise deutlichen Erfolge 
sind für Ostdeutschland jedenfalls in dem heute 
zu beobachtenden Ausmaß neu. Für 2022 etwa 
berichten Dribbusch u. a. (2023) eine über-
proportionale lokale Arbeitskampfhäufigkeit 
in Ostdeutschland im Vergleich zu den west-
deutschen Bundesländern. Die ostdeutsche Ar-
beitswelt war lange Zeit durch Anpassung und 
Passivität der Beschäftigten sowie eine geringe 
gewerkschaftliche Präsenz und Durchsetzungs-
fähigkeit geprägt. Bis vor einigen Jahren hielt 
man eine „Entgewerkschaftung“ in den neuen 
Bundesländern nicht für ausgeschlossen (Dörre 
u. a. 2017, 17–19). Waren betriebliche Mobilisie-
rungen kurz nach der Wende noch relativ leicht 
möglich, stellten sich angesichts von zahlrei-
chen, teils bitteren Niederlagen beim Erhalt von 
Betrieben und Arbeitsplätzen, aber auch spä-
ter beim Protest gegen die Arbeitsmarktrefor-
men der Agenda 2010, Desillusionierung und 
Ohnmachtsgefühle bei Beschäftigten und be-
trieblich Aktiven ein (ebd., 21). In diesem Ab-
schnitt geben wir einen kurzen Überblick über 
die wirtschaftliche und arbeitsmarktpolitische 
Entwicklung Ostdeutschlands und, sofern Be-
sonderheiten herauszustellen sind, einzelner 
Bundesländer. Außerdem skizzieren wir den 
Forschungsstand zu betrieblichen Mobilisierun-

gen und Gewerkschaftsarbeit seit der Wieder-
vereinigung, um die gewerkschaftspolitischen 
Bedingungen in Ostdeutschland verständlich zu 
machen.

2.1	 Entwicklung der Mobilisierungs­
bedingungen seit der 

	 Wiedervereinigung

Die unmittelbaren Nachwendejahre waren von 
einer rasanten Deindustrialisierung und einer 
sehr hohen Arbeitslosigkeit geprägt, welche 
über fast 20 Jahre anhielt und in Ostdeutschland 
mentalitätsprägend wirkte. Die Transformation 
brachte einerseits „Zwangsentschleunigte“ – 
die zum arbeitslosigkeitsbedingten Nichtstun 
verdammt waren – und andererseits „Angst
beschleunigte“ – die noch jede weitere Zumu-
tung im Namen des Arbeitsplatzerhaltes hinneh-
men mussten – hervor (Behr 2017, 31). Beschäf-
tigte zeichneten sich durch eine „ostdeutsche 
Bescheidenheit“ (ebd.) aus, die in betrieblichen 
„Notgemeinschaften“ (Mense-Petermann 1996, 
67) oder „Überlebens- und Leistungsgemein-
schaften“ (Behr 2017, 31; Bluhm 2008) zwischen 
Geschäftsführungen und Belegschaften funktio-
nal war. Diese „Notgemeinschaften“ basierten 
auf weitgehender Beschäftigungssicherheit im 
Austausch gegen Lohnverzicht, berufliche Ent-
wertung und Inkaufnahme schlechter Arbeits-
bedingungen (Schmalz u. a. 2017, 13). Der dazu 
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passenden Sozialtypus des „Arbeitsspartaners“ 
(Behr 2017, 31) zeichnet sich durch seine Bereit-
schaft aus, Leistung auch unter harten Arbeits-
bedingungen abzuliefern und eigene Interessen 
in hohem Maße zurückzustellen. Die Betriebe 
waren häufig durch Paternalismus geprägt; auf 
der Seite der Geschäftsführungen herrschten 
ebenfalls extrem hohe Leistungsbereitschaft 
und Zurückhaltung gegenüber Auftraggebern vor 
(ebd.). Der Erhalt des Betriebs und der Arbeits-
plätze galt als wichtigstes Ziel, dem alles andere 
untergeordnet wurde. In diesem Sinne kann die 
ostdeutsche Gesellschaft der Nachwendejahre 
als „gekränkte Arbeitsgesellschaft“ bezeichnet 
werden (ebd.): Es ist ein Defizit der Anerkennung 
zu konstatieren, die sich normalerweise finan
ziell und in den eigenen Qualifikationen ange-
messenen Jobs niederschlägt. 

Dort, wo sie vorhanden waren, agierten auch die 
Betriebsräte der 1990er Jahre im Rahmen soge-
nannter „Notgemeinschaftspakte“, das heißt, 
sie richteten ihr Handeln vollständig am Ziel des 
Betriebserhalts aus (Röbenack und Artus 2015, 
8). Unter dem Druck der Massenarbeitslosigkeit 
waren Betriebsräte wie Gewerkschaften nach 
der Wende zunächst damit befasst, Beschäfti-
gungssicherheit herzustellen; für Meinungsstreit, 
selbstbewusstes Fordern und demokratische 
Partizipation in den in den Osten transferier-
ten Mitbestimmungsinstitutionen blieb dabei 
wenig Spielraum (Dörre u. a. 2017, 235). Wegen 
ihrer expliziten Konsensorientierung attestier-
ten Ingrid Artus und andere den ostdeutschen 
Betriebsräten eine „abgeschwächte Form des 
Interessenhandelns“ (Artus u. a. 2001, 294 ff.). 

Betriebsräte gab es üblicherweise in ehemali-
gen Treuhandbetrieben; neugegründete kleine 
und mittlere Unternehmen wiesen von Anfang 
an eine Tendenz zur Betriebsratslosigkeit auf 
(Schmidt, 1998, 9). 

Die Bindung an die neuen ‚westdeutschen‘ 
Gewerkschaften war im Osten Deutschlands in 
der Nachwendezeit gering, in vielen Fällen blie-
ben auch die neugegründeten Betriebsräte zu 
ihnen auf Distanz. Der Beginn der Beziehung 
zwischen ostdeutschen Beschäftigten bzw. Be-
triebsräten und den Gewerkschaften kann als 
„eine Geschichte wechselseitiger Missverständ-
nisse sowie überhöhter, notwendig enttäusch-
ter Erwartungen“ verstanden werden (Röbenack 
und Artus 2015, 30). Die Skepsis gegenüber den 
Gewerkschaften rührte einerseits aus negativen 
Erfahrungen mit dem Freien Deutschen Gewerk-
schaftsbund (FDGB) zu DDR-Zeiten, für den ein 
Zwang zur Mitgliedschaft bestand und der staats
politisch gesteuert war, und der Entstehungs-
geschichte der neuen Betriebsräte als explizit 
betriebszentrierter, von Staat und Politik unab-
hängiger Anti-FDGB-Bewegung (Röbenack und 
Artus 2015, 96); andererseits stellten sich an-
gesichts der sehr schwierigen wirtschaftlichen 
Situation Angst vor sozialem Abstieg, Ohn-
machtsgefühle, Resignation und Enttäuschung 
über den begrenzten Einfluss bzw. die Machtlo-
sigkeit von Gewerkschaften und Betriebsräten 
ein. Dies und die Entlassung Hunderttausender 
führte zu großen Mitgliederverlusten. So stürzte 
der gewerkschaftliche Organisationsgrad in den 
Neuen Ländern von ca. 50 Prozent der abhän-
gig Erwerbstätigen im Jahr 1991 bis zur Jahrtau-
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sendwende auf 18 Prozent ab (Goes u. a. 2015, 
7). Die Erwerbslosenquote in Ostdeutschland 
stieg von 10,3 Prozent im Jahr 1990 (West: 7,3 %) 
auf 19,5 Prozent im Jahr 1997 (West: 12,7 %) und 
erreichte 2005 ihren Höchstwert von 20,6 Pro-
zent (West: 13 %) (Kalina und Weinkopf 2014). 
Nicht zuletzt wurden die Gewerkschaften da-
bei teilweise als ideologisch – im Sinne der zu 
DDR-Zeiten üblichen Propaganda und Integra-
tion der Einheitsgewerkschaft in den Machtap-
parat – oder auch als Vertreter westdeutscher 
Interessen wahrgenommen (Kädtler und Kott-
witz 1994; Goes u. a. 2015, 9). Die damaligen, 
tatsächlich häufig westdeutsch sozialisierten 
Gewerkschaftsfunktionäre wiederum waren von 
der wenig kämpferischen, konsensuellen, ex-
plizit betriebszentrierten Interessenvertretungs
politik der ostdeutschen Betriebsräte enttäuscht 
(Mense-Petermann 1996). Von einer „Vergewerk-
schaftlichung der Betriebsräte“ (Schmidt und 
Trinczek, 1999, 207), die sich in Westdeutsch-
land über Jahrzehnte durchgesetzt hatte – das 
heißt, dass Angehörige der Betriebsräte selbst-
verständlich Gewerkschaftsmitglieder waren 
und Gewerkschaften Betriebsräte eng begleite-
ten – konnte man in Ostdeutschland demnach 
nicht sprechen.

Dass der Institutionentransfer von West nach 
Ost, das heißt etwa die Übertragung der west-
deutschen Tarif- aber auch Verbändestruktu-
ren auf die ostdeutschen Bundesländer, zwar 
grundsätzlich erfolgreich verlief, das übernom-
mene Modell organisierter Arbeitsbeziehungen 
aber nur teilweise mit Leben gefüllt werden 
konnte (Goes u. a. 2015, 27), hing auch damit 

zusammen, dass es sich infolge der Globalisie-
rung und tiefgreifenden Transformation des Ka-
pitalismus auch in Westdeutschland bereits im 
Umbruch befand (Schroeder, 2000, 378). Wäh-
rend der Mitbestimmung in Westdeutschland 
postdemokratische Tendenzen diagnostiziert 
werden (Brinkmann 2017) und das Tarifsystem 
erodiert (Ellguth und Kohaut 2022), konnte sich 
beides in Ostdeutschland allerdings gar nicht 
in derselben Weise etablieren. Hier bestanden 
von Anfang an Schwierigkeiten, Unternehmen in 
Interessenverbänden zu organisieren; auch die 
sogenannte OT-Mitgliedschaft (Ohne Tarifbin-
dung) ist hier bei Arbeitgeberverbänden schon 
lange üblich (Goes u. a. 2015, 27–30). Die säch-
sische Unternehmerschaft weist dabei bis heute 
eine besonders tariffeindliche Einstellung auf 
(Schulten u. a. 2020, 68),  sodass nur von einer 
eingeschränkten Sozialpartnerschaft zwischen 
Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften 
gesprochen werden kann. Nach dem verlore-
nen Kampf der IG Metall um die Einführung der 
35-Stunden-Woche in Ostdeutschland im Jahr 
2003 verstärkten sich antigewerkschaftliche 
Ressentiments bei Arbeitgeber*innen und poli
tischen Entscheidungsträger*innen zusätzlich 
(Goes u. a. 2015, 30). Die ostdeutschen Bun-
desländer und insbesondere Sachsen bilden 
bis heute das Schlusslicht bei der Tarifbindung 
(siehe Abbildung 1). Insgesamt geht der Anteil 
der Betriebe mit Betriebsräten seit den 1990er 
Jahren in Ost und West stetig zurück (Goes u.a. 
2015: 28 f.). Dies mag auch in Mentalitätsver-
schiebungen bei Beschäftigten begründet lie-
gen, für die kollektive Vertretung an Stellenwert 
verloren hat (Creutzburg 2023).  

Arbeitswelt und Demokratie in Ostdeutschland
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Weltweit setzten sich wirtschafts- und arbeits-
marktpolitisch in den 1990er Jahren neolibera-
le Positionen durch (Blyth 2002): Kritiker*innen 
beobachten „einen ökonomischen und sozia-
len Umstrukturierungsprozess unter den Prä-
missen der Marktförmigkeit“ (Jessop 2007, 44). 
Konkret äußerte sich dies in der „Privatisierung 
und Kommerzialisierung öffentlicher Dienste 
(‚Vermarktung von Staatsfunktionen‘)“, in der 
Aufweichung kollektiver Regelungssysteme 
(‚Kampf dem Tarifkartell‘)“ und in der Zurück-
drängung und Disziplinierung der Gewerkschaf-
ten“ (Müller-Jentsch 2007, 72). Die Auswirkun-
gen der Globalisierung unter dem Vorzeichen 

des Marktliberalismus auf die Regulierung der 
Arbeitsbeziehungen in Deutschland und ins-
besondere auf die Handlungsfähigkeit der Ge-
werkschaften wurde zum Dauerthema (Heinze 
1998; Bosch u. a. 2007; Brinkmann und Hans-
Böckler-Stiftung 2008; Deppe 2012; Arrowsmith 
und Pulignano 2013; Kiess 2019) – zugespitzt 
in der Diagnose einer Krise oder gar des Endes 
des deutschen Korporatismus (Streeck 1993; 
1999; Müller-Jentsch 1999; Brinkmann und 
Hans-Böckler-Stiftung 2008). 

Als Reaktion auf die schwierige Arbeitsmarkt
lage, die Konkurrenz durch Globalisierung und 

Abbildung 1: 
Tarifbindung aller Beschäftigten nach Bundesländern auf Basis des IAB Betriebspanels 
(in Prozent, Stand 2017)

Quelle: Eigene Darstellung nach Schulten u.a. (2020). 
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gut organisierte westdeutsche Unternehmen 
sowie Druck von Seiten der Unternehmen blie-
ben – wenn auch in unterschiedlichem Maße – 
die ostdeutschen Bundesländer seit der Nach-
wendezeit durch eine Niedriglohnpolitik ge-
prägt (Goes u. a. 2015, 34). Sachsen fällt dabei 
abermals besonders auf: Trotz unterschied
licher Regierungszusammensetzungen blieb es 
hier bis 2014 erklärtes Ziel der Landespolitik, 
mit niedrigen Löhnen Wettbewerbsfähigkeit 
herzustellen und die Ablehnung von Mindest-
löhnen und Branchentarifverträgen wurde län-
ger als anderenorts aufrecht erhalten (Günther 
2020, 54–55). 

2.2	 Neue Situation: Das „Ende der 
	 ostdeutschen Bescheidenheit“

Die arbeitsmarkt- und wirtschaftspolitische Aus-
gangslage war im Osten für gewerkschaftliche 
und betriebliche Mobilisierungen also lange Zeit 
ungünstig. Inzwischen aber haben sich Arbeits-
markt und Wirtschaft in Ostdeutschland konso-
lidiert. Infolge der demografischen Entwicklung 
und einer veränderten gesamtwirtschaftlichen 
Lage sank die Arbeitslosigkeit ab 2006 und 
unterschritt schließlich 2016, in Sachsen so-
gar schon 2012 (Günther 2020, 52) im Jahres-
durchschnitt die Zehn-Prozent-Marke (Röbenack 

Abbildung 2: 
Entwicklung der Arbeitslosenquote in Ost und West 1992–2022 (in Prozent aller zivilen Erwerbs-
personen)

Quelle: Eigene Darstellung nach Bundesagentur für Arbeit (2023).
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2020). In manchen Branchen, insbesondere in 
peripheren Regionen, herrscht inzwischen Fach-
kräftemangel (Schmalz u. a. 2017, 11–13; Weyh 
2020, 42). Die Situation hat sich scheinbar also 
deutlich zum Besseren verändert (Abbildung 2). 
Bei näherem Hinsehen bleibt die Lage allerdings 
widersprüchlich.

Einerseits: Trotz der sehr niedrigen Arbeitslosig-
keit, stetig steigender Einkommen und einer zu-
mindest in den traditionellen Industriezentren 
Sachsens, Thüringens und in Teilen Sachsen-
Anhalts erfolgreichen Reindustrialisierung (Rag-
nitz 2020 nennt für Sachsen vor allem die 
Großstädte Chemnitz, Dresden und Leipzig und 
verweist auf die Automobil- und weitere Zwei-
ge der Metallindustrie), kann eben doch nicht 
von einer Angleichung an Westdeutschland ge-
sprochen werden: Der Industrialisierungsgrad 
Ostdeutschlands ist noch immer deutlich niedri-
ger, wertschöpfungsintensive Konzernzentralen 
und Forschungs- und Entwicklungsleistungen 
fehlen, „verlängerte Werkbänke“ dominieren. 
Ostdeutschland ist nach wie vor eine Transfer-
ökonomie, das heißt beispielsweise, dass die 
Umsatzsteuer in den westdeutschen Städten 
anfällt, in denen die Konzernzentralen sitzen. 
Ostdeutsche Firmen sind weniger in internatio
nale Wertschöpfungsketten und Märkte inte
griert, und die Wirtschaftsleistung, Produktivität 
und Exportquote sind nach wie vor niedriger als 
in Westdeutschland (Röbenack und Artus 2015, 
18–25; Goes u. a. 2015, 26; Behr 2017, 33). Prekä-
re Arbeitsverhältnisse und Niedriglöhne finden 
dagegen insbesondere in ländlichen Regionen 
weite Verbreitung. Auch die Tarifbindung ist in 

Ostdeutschland weiterhin geringer als im Wes-
ten: So sind 57 Prozent aller westdeutschen, 
aber nur 49 Prozent der ostdeutschen Be-
schäftigten durch einen Tarifvertrag geschützt 
(Schulten u. a. 2019, S. 11–12; siehe Abb. 1). Der 
Durchschnittslohn-Rückstand von Ost- zu West-
deutschland beträgt 17 Prozent (HBS 2019).

Andererseits bringen die verbesserte Wirt-
schaftslage, die geringe Arbeitslosigkeit und 
die Fachkräfteengpässe die Beschäftigten in 
eine deutlich bessere Verhandlungsposition. 
Die unveränderte bzw. sogar wachsende Sche-
re zwischen der guten wirtschaftlichen Lage der 
Betriebe einerseits und der schlechten oder 
stagnierenden Qualität der Arbeits- und Entloh-
nungsbedingungen andererseits erzeugt eine 
„Gerechtigkeitslücke“ (Röbenack und Artus 
2015, 6 und 110). Die Generation der „Arbeits-
spartaner“ scheidet allmählich aus den Betrie-
ben aus und wird von jüngeren Beschäftigten mit 
einer neuen Anspruchshaltung abgelöst, die die 
schlechten Arbeitsbedingungen und Lohnunge-
rechtigkeiten nicht mehr zu akzeptieren bereit 
sind (Goes u. a. 2015, 24). Die jüngere Genera-
tion äußert – übrigens in Ost wie West – eine 
höhere Selbstwirksamkeitsüberzeugung (Storks 
u. a. 2021). Im Osten fordern sie vor dem Hin-
tergrund der veränderten Rahmenbedingungen 
das „Ende der ostdeutschen Bescheidenheit“ 
(Dörre u. a. 2017, 40). Darüber hinaus nähern 
sich Betriebsräte und Gewerkschaften seit eini-
gen Jahren an und setzen verstärkt auf Beteili-
gungsorientierung gegenüber den Beschäftigten 
und höhere Konfliktbereitschaft, wobei sie sich 
partiell von der traditionellen Stellvertreterrolle 
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verabschieden (Röbenack und Artus 2015, 114; 
Goes u. a. 2015, 15). Betriebsratsgründungen 
und Arbeitskämpfe können dabei im Sinne einer 
„nachholenden Demokratisierung“ der in den 
Osten transferierten Mitbestimmungsinstitutio-
nen wirken (Dörre u. a. 2017, 87). 

Dass Arbeitsspartanertum und Niedriglohn
politik angesichts der Fachkräfteengpässe zum 
Standortnachteil werden (Behr 2017, 38; Schul-
ten u. a. 2020, 61), haben auch Unternehmen 
und Landespolitik inzwischen erkannt und 
beginnen umzudenken (Günther 2020, 56 f.). 
Dies führt auch zu einer stärkeren Einbindung 
von Gewerkschaften in die Sozial-, Arbeits- und 
Wirtschaftspolitik. Das „Ende der ostdeutschen 
Bescheidenheit“, die selbstbewusste Artikula
tion der eigenen Interessen und das Eintreten für 
Demokratie in der Arbeitswelt muss schließlich 
auch im Kontext der intensiven öffentlichen Aus-
einandersetzung mit ostdeutschen Erfahrungen, 
insbesondere der Wende und ihren Folgen gese-
hen werden. In Politik, Kultur, Journalismus und 
Sozialwissenschaften hat in den letzten Jahren 
eine neue ostdeutsche Selbstverständigung ein-
gesetzt, die sich um Reflexion und Vielstimmig-
keit jenseits der bekannten Stereotype und offi-
ziellen Wendenarrative bemüht. Ostdeutschland 
zeigt sich – in den Worten des Soziologen Stef-
fen Mau – als „frakturierte Gesellschaft“, die ge-
kennzeichnet ist durch ein „Nebeneinander von 
Einheitserfolgen und Scheitern, von Gewinnen 
und Verlusten, von Hoffnung und Enttäuschung, 

von Eingewöhnung und Entfremdung. Die Bilanz 
der Einheit ist nicht nur durchwachsen, sie ist 
auch durch und durch widersprüchlich“ (Mau 
2019, 13). Insbesondere vor dem Hintergrund 
derzeitiger Herausforderungen (Verkehrswende, 
Energiewende, Digitalisierung) wird die Debatte 
um Verlauf und Erfahrungen mit der Transforma-
tion infolge der Umbruchsjahre 1989/90 intensiv 
geführt2: Erfahrungen mit rasanter Deindustria-
lisierung, Massenentlassungen, Abwanderung, 
Desintegration, Exklusion und dem Schrecken 
der rechten Gewalt in den ‚Baseballschlägerjah-
ren‘, kulturellen Entwertungs- und Bevormun-
dungsgefühlen, aber auch Erfindungsreichtum, 
‚Transformationskompetenz‘ und zivilgesell-
schaftlichem Aufbruch geraten in den Blick. 
Dabei wird die Frage verhandelt, wie der öko-
nomische und gesellschaftliche Wandel heute 
sozial gerecht und mit breiter gesellschaftlicher 
Beteiligung gestaltet werden kann – um nicht 
wieder als Schock erlebt zu werden, dem sich 
die Betroffenen ohnmächtig ausgeliefert sehen. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass sich 
in den letzten Jahren ein „Gelegenheitsfenster“ 
(Röbenack und Artus 2015; Goes u. a. 2015) für 
die betriebliche Organisierung der Beschäftigten 
geöffnet hat. Dieses Fenster ergibt sich aus Ver-
änderungen am Arbeitsmarkt (Beschäftigungs-
aufbau in der Industrie, Rekrutierungsengpässe 
und Fachkräftemangel, geringe Arbeitslosig-
keit), einem Generationenwechsel bei den Be-
schäftigten und damit verbundenen veränderten 

2	 Einen Überblick über Erfahrungen mit Instrumenten der Transformation in der Nachwendezeit bieten Fischer und 
Morgenroth (2021). 
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Ansprüchen, einem Strategiewechsel von Ge-
werkschaften und Betriebsräten hin zu größerer 
Beteiligungsorientierung, kämpferischerer Aus-
richtung und partieller Abkehr von traditionel-
ler Stellvertreterpolitik, der Imageverbesserung 
der Gewerkschaften als respektierte Akteure 
und kompetente Partner und dem zaghaften 
Wandel auch der Arbeits- und Wirtschaftspolitik 
und des Arbeitgeberhandelns in Reaktion auf 
die veränderte Arbeitsmarktlage. Auch wenn 
die Bedingungen günstig sind, sind das „Ende 
der Bescheidenheit“ und der Aufbruch in der 
Arbeitswelt aber keine Selbstläufer: Es braucht 
politische Akteure und Beschäftigte, die aktiv 
werden, und sie können dabei scheitern.

2.3	 Demokratische Sozialisation 
	 durch industrial citizenship?

Das sowohl normativ als auch analytisch genutz-
te Konzept industrial citizenship wird abgeleitet 
von Thomas H. Marshalls (1992) Arbeit zur Ent-
wicklung von citizenship, die in der Regel mit 
verschiedenen Stufen von Staatsbürgerrechten 
übersetzt wird. Bereits Marshall selbst ergänz-
te seine aus der historischen Entstehung jener 
Rechte abgeleitete Typologie von zivilen (indi-
viduelle Freiheit, unter anderem das Recht auf 
Leben, Verbot der Sklaverei, Gedanken- und 
Religionsfreiheit), politischen (Teilhabe und 
Einflussnahme, also etwa das Wahlrecht) und 
sozialen Bürgerrechten (Wohlfahrt und Absi-
cherung, etwa Anspruch auf Sozialleistungen) 
durch industrielle Bürgerrechte. Diese industrial 
citizenship vereint verschiedene Merkmale von 
zivilen, politischen und sozialen Bürgerrechten 

(Nachtwey und Seeliger 2020, 336), ist aber ex-
plizit auf die Sphäre von Wirtschaft und Arbeits-
welt bezogen. Hier sollen ebenfalls festgeschrie-
bene Rechte die Beschäftigten vor Ungleichheit 
und den Machtasymmetrien der Arbeitswelt 
schützen (Brinkmann und Nachtwey 2013, 510). 
Dabei spielt vor allem in der deutschen De-
batte die Mitbestimmung – also die Vertretung 
von Arbeitnehmerinteressen in Aufsichtsräten 
von Unternehmen – und die Institution des Be-
triebsrats als institutionalisierte, demokratische 
Teilhabe von Arbeitnehmer*innen eine zentrale 
Rolle (Brinkmann und Nachtwey 2013; Kißler u. a. 
2011; Eichmann u. a. 2018; Kotthoff 1994).

Angesichts der Bedeutung dieser rechtlich-insti-
tutionellen Arrangements läuft die Forschung zur 
Mitbestimmung zeitweise Gefahr, eine „institu-
tionelle Schlagseite“ zu entwickeln (Kißler u. a. 
2011, 29). Im Sinne eines Demokratieverständ-
nisses „von oben“ werden dann vorrangig forma-
le Mitbestimmungsmöglichkeiten, Institutionen 
wie Betriebsräte und Aufsichtsräte oder Entwick-
lungen im Arbeitsrecht in den Blick genommen. 
Wie die einzelnen Beschäftigten Teilhabemög-
lichkeiten in der Breite wahrnehmen, kann dabei 
aus dem Blick geraten. Das gilt auch für jene 
grundlegende Ambivalenz, die „in den histori-
schen Möglichkeiten von Mitbestimmung einer-
seits als Vorstufe von Selbstbestimmung und 
andererseits als Systemstabilisator, als Konflikt- 
und Integrationsfaktor, letztlich als tendenziel-
le Negation und als Instrument von Herrschaft“ 
(Kißler u. a. 2011, 38; siehe auch Brinkmann 
und Nachtwey 2013) liegt. Seit langem merken 
kritische Stimmen an, dass zwischen den in
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stitutionalisierten Formen der industrial citizen
ship – wie Gewerkschaften, Aufsichts- und Be-
triebsräten – und dem Alltag der Beschäftigten 
mit ihren konkreten Problemen und lokalspezifi-
schen Beteiligungspraktiken (Gronemeyer 1973, 
105) unterschieden werden muss. Die Ebene der 
Alltagserfahrung, so wollen wir im Folgenden 
argumentieren, ist aus sozialisationstheoreti-
scher Perspektive für die Entwicklung und Sta-
bilisierung von Einstellungen von besonderer 
Relevanz. 

Wenn also industrial citizenship in der Regel for-
melle Rechte bezeichnet, wirft dies doch auch 
die Frage nach der praktischen Bedeutung die-
ser Rechte auf. Deshalb haben wir dafür plädiert, 
die Aufmerksamkeit auf die subjektive Wahr-
nehmung partizipativer Praktiken im Betrieb 
zu richten (Turner 1993, 2). Das bedeutet, auch 
individuelle und kollektive Formen der Beteili-
gung an Entscheidungen, der Wahrnehmung 
von Gestaltungsspielräumen oder des kollekti-
ven Aktivwerdens zu berücksichtigen, die nicht 
unmittelbar an das Vorhandensein formeller Mit-
bestimmungsinstitutionen in einem Unterneh-
men gebunden sind. Wir gehen davon aus, dass 
industrial citizenship in diesem umfassenden 
Sinne eine demokratisch-sozialisierende Wir-
kung hat und entsprechende Erfahrungen in der 
Arbeitswelt – in der die meisten Menschen über 
Jahrzehnte einen großen Teil ihrer Zeit verbrin-
gen – sich auf breitere gesellschaftspolitische 
Orientierungen auswirken.

Der Zusammenhang zwischen demokratischen 
Alltagserfahrungen in zentralen Lebensberei-

chen, also Möglichkeiten, Demokratie konkret zu 
erfahren, und der Entwicklung demokratischer 
Einstellungen und Handlungsdispositionen ist 
bereits vielfach diskutiert und belegt worden 
(Batt 2007; Roth 2011; Kiess 2022). Demokra-
tietheorie und -forschung knüpfen hier an das 
Diktum John Deweys von der „Demokratie als 
Lebensform“ an (Dewey u. a. 2011). In der Tradi-
tion republikanischer Demokratiemodelle sowie 
in Sozialpädagogik und politischer Bildung wird 
vielfältigen Formen der Partizipation beschei-
nigt, bereits im vorpolitischen Raum (Schule, 
Arbeitsplatz, Sportverein usw.) wichtige Per-
sönlichkeitsentwicklungs- und Lernprozesse zu 
prägen. Der Politikwissenschaftler Roland Roth 
spricht in diesem Zusammenhang von Aspekten 
„geglückter Alltagserfahrung in demokratischen 
Kontexten“ (Roth 2013, 47), welche den Erfolg von 
Beteiligungsprozessen gegen antidemokrati-
sche Einstellungen ausmachen. „Geglückt“ sind 
solche Erfahrungen ausdrücklich nicht einfach 
mit der Durchsetzung der je eigenen Wünsche 
und Vorstellungen. Vielmehr steht die Erfahrung 
von Selbstwirksamkeit im Fokus: Erfolgreiche In-
teressenvertretung, die rein stellvertretend orga-
nisiert ist, hat so unter Umständen weniger de-
mokratiefördernde Wirkungen, als Rückschläge 
in der Interessenvertretung, die aber partizipativ 
ausgerichtet ist und schon in der Diskussion der 
gemeinsamen Anliegen mit Kolleg*innen eigene 
Erfahrungen von Anerkennung, Solidarität und 
Mitbestimmung ermöglichen. In diesem Sinne 
ist auch in der Arbeitswelt Beteiligung ein zentra-
ler Ansatzpunkt für die Stärkung demokratischer 
Überzeugungen. Auch wenn Beteiligung nicht 
unmittelbar bestimmte politische Einstellungen 
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beeinflusst, so immunisieren Erfahrungen von 
Handlungsfähigkeit doch gegen kompensatori-
sche Versuche der Selbstermächtigung auf Kos-
ten anderer und damit gegen rechtsextreme Ein-
stellung (Himmelmann 2001, 171 ff.). Umgekehrt 
könnte eine wiederholte Versagung jeglicher 
Selbstwirksamkeitserfahrung, etwa wenn trotz 
vorhandenem Engagement der Beschäftigten 
keinerlei Mitbestimmung zugelassen (vor allem 
aber: wahrgenommen) wird und Betriebsräte 
wirkungslos bleiben, zu Ohnmachtsgefühlen 
und Wut führen. Diese Erfahrungen und Emo-
tionen können dann wiederum die Anfälligkeit 
für antidemokratische Positionen erhöhen. Wo 
Demokratie nicht als positiv und funktionierend 
erfahren wird, sinkt tendenziell die Bereitschaft, 
für sie einzutreten.

Die arbeitssoziologische Forschung warnt ent-
sprechend vor einem im weiteren Sinne „ar-
beitsweltlichen Nährboden“ (Sauer und Detje 
2019), auf dem rechtsextreme Orientierungen 
entstehen und sich verfestigen können. Denn 
für viele ist die Arbeitswelt eine Quelle von Ohn-
machtsgefühlen, Kontrollverlusten und Abwer-
tungserfahrungen (Hilmer u. a. 2017; Sauer und 
Detje 2019). Die Rationalisierung, Umstruktu-
rierung, Fragmentierung und ständige Konkur-
renz zwischen Einzelnen, Teams, Betrieben, 
Standorten und Belegschaften haben sich ver-
schärft (Hürtgen 2020, 21 ff.; Sauer und Detje 
2019, 162 f.). Der „Bürgerstatus“ (Müller-Jentsch 
2008), den formale industrial citizenship-Rechte 
sichern sollen, erodiert durch die verallgemei-
nerte Unsicherheit sowie „Anerkennungsver-
luste und Würdeverletzungen“ (Sauer und Detje 

2019, 163). Wo der Sachzwang regiert, ist es mit 
der Beteiligung nicht weit her. Die Folge kann 
„Wut oder Resignation“ (ebd.) sein. Dieser „Pro-
blemrohstoff“ wird dann wiederum von extrem 
Rechten mit den eigenen Deutungsmustern ver-
knüpft (Dörre u. a. 2018). Zudem erscheint die 
Selbstermächtigung durch Abwertung anderer 
als Alternative zur (erfolglosen) solidarisch-kol-
lektiven Einflussnahme (Dörre u. a. 2018; Hürt-
gen 2020; Sauer und Detje 2019). Entscheidend 
für die Frage, ob rechtsextreme Deutungen die 
Oberhand gewinnen oder nicht, ist, inwieweit 
sich die Beschäftigten dennoch als einmischen-
de, gestaltende und wirksame Subjekte erfah-
ren oder zu Objekten der Umstände degradiert 
sehen (Dörre u. a. 2018; Hilmer u. a. 2017; Hürt-
gen 2020; Sauer und Detje, 2019) und inwiefern 
die inhärente Logik der Arbeitswelt die Ideo-
logie von Betrieben als Not- und Schicksals
gemeinschaften und den defensiven Bezug auf 
die Ideologie „Deutscher Arbeit“ anschluss
fähig macht (Decker 2016).

Die Frage, ob demokratische Gestaltungsmög-
lichkeiten in der Arbeitswelt über kurz oder 
lang demokratische Einstellungen fördern hat 
schließlich durch das Erstarken rechtsextremer 
Akteure in den letzten zehn Jahren neue Rele-
vanz erlangt. Mit dem Aufstieg der extrem rech-
ten Partei Alternative für Deutschland (AfD) wird 
vielerorts ein »Klimawandel« (Sauer und Detje, 
2019, S. 161) in den Betrieben beobachtet. War 
die Zustimmung zu rechtsextremen Aussagen 
auch in der Vergangenheit hoch (und durchaus 
sogar weiter verbreitet als heute, vgl. Decker u. a. 
2022b) so werden sie im Kontext von PEGIDA, 
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AfD und dem schon sprichwörtlichen „man wird 
doch wohl noch sagen dürfen“ (Amlinger und 
Nachtwey 2022) (wieder) offener kommuniziert. 
Neurechte Mobilisierungsstrategien haben den 
Fokus extrem rechter Politikangebote erfolgreich 
normalisiert. Dabei sind auch Gewerkschafts-
mitglieder nicht frei von rechtem Gedankengut 
(Zeuner u. a. 2007; Stöss u. a. 2017; Hilmer u.a. 
2017; Becker u. a. 2018; Frymer und Grumbach 
2021), auch wenn die Gewerkschaften selbst 
sich dezidiert als demokratische Organisationen 
verstehen. Manchmal vertreten auch Gewerk-
schafter*innen oder Betriebsrät*innen mit der 
Rede vom „Standort Deutschland“ Positionen, 
die in wirtschaftlich angespannten Situationen 
für Rechtsextreme anschlussfähig sind (Butter-
wegge 2008; Decker u. a. 2013b, 33). Die extreme 
Rechte versucht dann unter anderem unter Aus-
nutzung solcher diskursiven Möglichkeitsfenster 
bei Betriebsratswahlen zu punkten (Herkenhoff 
und Barthel 2018) und die demokratische Ge-
werkschaftsarbeit allgemein von rechts unter 
Druck zu setzen (Sauer u. a. 2018). Dabei gelingt 
es ihnen immer wieder, von der Enttäuschung 
der Belegschaften mit etablierten Arbeitneh-
mervertreter*innen zu profitieren (Flecker 2016). 
Bisher sind extrem rechte Kandidaturen bei Be-
triebsratswahlen kaum erfolgreich gewesen. Al-
lerdings machen sie unter anderem in Sachsen, 
hier in der Automobilbranche aber auch in der 
Pflege, immer wieder von sich reden.

2.4	 Zwischenfazit und Fragestellung

In diesem Kapitel haben wir zunächst Besonder-
heiten der ostdeutschen Arbeitswelt skizziert 
und auf die weite Verbreitung von Frustrationen 
und Ohnmachtsgefühlen sowie deren Wirkung 
auf die demokratischen Einstellungen der Men-
schen hingewiesen. Nach wie vor sind Betriebs-
räte in Ostdeutschland weniger selbstverständ-
lich, Löhne niedriger und Arbeitszeiten länger 
und es fehlt die Anerkennung der Leistungen der 
Beschäftigten. Auf Basis der bereits vorliegen-
den Studien haben wir auf den hohen Stellen-
wert von Erfahrungen hingewiesen. Oftmals ste-
hen allerdings formale Rechte wie Betriebsräte 
im Vordergrund der Diskussion und dies ist ein 
wichtiger, nicht zu unterschätzender Punkt.  Wir 
argumentieren aber darüber hinaus, dass neben 
(erfolgreicher) Betriebsratsarbeit die Selbstwirk-
samkeitserfahrungen der Beschäftigten, ihre Er-
fahrung von Anerkennung, Solidarität und Mit-
bestimmung, für den Zusammenhang zwischen 
Arbeitswelt und (anti-)demokratischen Einstel-
lungen mit in Betracht gezogen werden müssen. 
Dies ist vor dem Hintergrund der spezifischen 
Erfahrungen der Beschäftigten in Ostdeutsch-
land in unseren Augen besonders angezeigt. Im 
Folgenden prüfen wir deshalb, inwiefern in Ost-
deutschland Erfahrungen von Handlungsfähig-
keit im Arbeitsleben mit (anti-)demokratischen 
Einstellungen einhergehen. 
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3	 Methode und Datengrundlage

Kann industrial citizenship – im Sinne von Erfah-
rungen von Handlungsfähigkeit im Betrieb sowie 
des Erlebens von Mitbestimmung, Solidarität 
und Anerkennung – in der ostdeutschen Arbeits-
welt der Verbreitung rechtsextremer Einstellung 
entgegenwirken? Um dieser Frage nachzuge-
hen, greifen wir auf Umfragedaten zurück, die 
im Rahmen einer Kooperation der BMBF-Projek-
te DDR-Vergangenheit und psychische Gesund-
heit: Risiko- und Schutzfaktoren (DDR-PSYCH) 
und Seelenarbeit im Sozialismus (SISAP) mit 
dem Else-Frenkel-Brunswik-Institut erhoben 
wurden. Für unsere Fragestellung konnten wir 
entsprechende Fragebögen in die Untersuchung 
integrieren und so erstmals auch für die einzel-
nen ostdeutschen Bundesländer Datenmaterial 
sammeln. In diesem Kapitel stellen wir zuerst 
die Datengrundlage vor und gehen dann auf die 
einzelnen Fragebögen näher ein. 

3.1	 Vorgehen, Methode und 
	 Soziodemografie

Die Repräsentativbefragung wurde durch das 
unabhängige Markt- und Sozialforschungsin-
stitut USUMA im Sommer 2022 (03.05.2022 – 
10.09.2022) durchgeführt. Einschlusskriterien 
für die Teilnahme an der Gesamtstudie waren zu-
nächst ein Mindestalter von 16 Jahren sowie aus-
reichende Deutschkenntnisse, die für das Ver-
ständnis der Fragebögen notwendig waren. Die 
Abfrage des Fragebogen industrial citizenship 

und des Vorhandenseins eines Betriebs- oder 
Personalrats erfolgte nur bei Personen, die auch 
im Erwerbsleben stehen. Entsprechend verrin-
gert sich die Gesamtfallzahl von 3.011 Personen 
für den Großteil unserer Auswertungen hier deut-
lich: In den entsprechenden Analyseschritten 
werden die Nicht-Berufstätigen, Studierenden 
und im Ruhestand Lebenden nicht miteinbezo-
gen. Die Umfrage fand während der Corona-Pan-
demie statt, allerdings gab es im Befragungs-
zeitraum keine für die Interviews relevanten Ein-
schränkungen für die Kontaktaufnahme. Dazu 
wurden schriftliche Hygieneregeln, besondere 
Hinweise zur Befragungsdurchführung sowie 
entsprechende Schutzmasken zur Verfügung 
gestellt.

Die Auswahl der Teilnehmenden erfolgte mehr-
stufig und zufällig um die Repräsentativität der 
Befragung zu gewährleisten. Dazu müssen alle 
Personen der Grundgesamtheit grundsätzlich 
die gleiche Chance haben, kontaktiert zu wer-
den. Im ersten Schritt wurde dazu eine Zufalls-
wahl aus 277 regionalen Flächen der ostdeut-
schen Bundesländer vorgenommen. Aus diesen 
regionalen Flächen wurden im zweiten Schritt 
6.648  Zielhaushalte nach dem sogenannten 
Random-Route-Verfahren bestimmt. Dies er-
folgte durch die Bestimmung von Startadressen 
innerhalb jeder regionalen Fläche sowie durch 
die Festlegung einer Schrittweite für die Zufalls
auswahl der von der Startadresse zu erreichen-
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den Haushalte. Die Bestimmung der konkret zu 
befragenden Zielpersonen erfolgte im letzten 
Schritt mittels des „Schwedenschlüssel“, einer 
Methode, die durch die Zuordnung von Zufalls-
zahlen die objektive Auswahl eines Haushalts-
mitglieds gewährleistet. 

Für die Durchführung wurden 231 geschulte In-
terviewer*innen eingesetzt, die für dieses Pro-
jekt schriftliche Arbeitsanweisungen erhielten. 
Die ausgewählten Teilnehmenden wurden zu-
nächst mündlich über Forschungshintergrund 
und Freiwilligkeit der Studie sowie über das 
Recht eines späteren Widerrufs informiert. Bei 
minderjährigen Personen wurde mindestens ein 
Elternteil vor Beginn der Befragung kontaktiert. 
Alle Teilnehmenden erhielten eine schriftliche 
Datenschutzerklärung, welche die Vertraulich-
keit der Daten zusicherte sowie über den Um-
gang mit den gesammelten Daten informierte. 
Die Befragung selbst war in zwei Teile unter-
teilt. Zunächst erfassten die Interviewenden 
mündlich nach den Standards des statistischen 
Bundesamtes soziodemografische Angaben zur 
Person und zum Haushalt. Im Anschluss wurde 
der Fragebogen von den Teilnehmenden alleine 
ausgefüllt, da es sich um sehr persönliche Fra-
gestellungen handelte und so die Wahrschein-
lichkeit erhöht werden kann, dass auch sozi-
al weniger erwünschte oder sogar tabuisierte 
persönliche Vorstellungen berichtet werden. 
Die Interviewenden standen bei Rückfragen zur 
Verfügung. Die ordnungsgemäße Durchführung 
der Interviews wurde durch den Versand von 
Kontrollkarten an die Befragten sichergestellt. 
Durch systematische Ausfälle reduzierte sich 
die Stichprobe auf 3.011 Personen  (Ausschöp-

fungsquote 45,3 %). Hauptgründe hierfür waren 
Verweigerung der Auskunft durch die Haushal-
te (18,8 %), ein Nicht-Antreffen des Haushalts 
trotz viermaligem Besuch (13,4 %) und die Ver-
weigerung des Interviews durch die Zielperson 
(12,5 %). Aus der finalen Stichprobe stammte 
der größte Anteil (30,4 %) aus Sachsen, gefolgt 
von Brandenburg (18,2 %), Sachsen-Anhalt 
(17,1 %) und Thüringen (15,7 %). Ein Anteil von 
11,86  Prozent kam aus Mecklenburg-Vorpom-
mern und 6,7  Prozent aus Berlin-Ost. Auf den 
Einsatz einer proportionalen Gewichtung bei 
unseren Analysen haben wir verzichtet, unsere 
Ergebnisse bleiben aber robust, wenn Gewichte 
für die proportionale Verteilung sowie zentrale 
soziodemografische Merkmale genutzt werden. 

Tabelle 1 bietet einen Überblick über die sozio
demografischen Charakteristika der Stichprobe. 
Im Vergleich zu Online- oder Telefonumfragen 
bietet unsere aufsuchende Befragungsmethode 
den Vorteil, dass auch ältere sowie bildungs-
schwächere Personen ohne systematische Ver-
zerrungen erreicht werden (Decker u. a. 2022b). 
Dies spiegelt sich in der Zusammensetzung 
unserer Stichprobe wider, die zu einem großen 
Teil (70,9 %) Personen ohne (mindestens) Abitur 
umfasst und ein relativ hohes Durchschnittsalter 
(Mittelwert = 51,03 Jahre) aufweist. Die Zusam-
mensetzung hinsichtlich Alter, Geschlecht und 
der weiteren Merkmale entspricht in etwa den zu 
erwartenden Zahlen. Der Anteil der sich in Rente 
befindenden Personen liegt bei einem knappen 
Drittel (30,6 %). Wie bereits erwähnt fallen diese 
sowie Personen die derzeit aus anderen Grün-
den nicht erwerbstätig sind, aus einem Großteil 
unserer Analysen weiter unten heraus.
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Tabelle 1:
Übersicht zentraler Merkmale der Stichprobe 

Stichprobe Anzahl Teilnehmende (N) 3.011

Alter in Jahren Mittelwert 51,03

Standardabweichung 0,32

Teilnehmende 
absolut in %

Altersgruppen Bis 24 Jahre 257 8,5

25–34 Jahre 370 12,3

35–44 Jahre 541 18

45–54 Jahre 446 14,8

55–64 Jahre 596 19,8

65–74 Jahre 549 18,2

Ab 75 Jahre 252 8,4

Geschlecht Männlich 1.386 46

Weiblich 1.623 53,9

Divers 2 0,1

Wohnhaft in Bundesland Berlin-Ost 203 6,7

Brandenburg 548 18,2

Mecklenburg-Vorpommern 357 11,9

Sachsen 915 30,4

Sachsen-Anhalt 514 17,1

Thüringen 474 15,7

Wohnortgröße < 2.000 Einwohner*innen 302 10

2.000 bis < 5.000 Einwohner*innen 488 16,2

5.000 bis < 20.000 Einwohner*innen 818 27,2

20.000 bis < 50.000 Einwohner*innen 350 11,6

50.000 bis < 100.000 Einwohner*innen 184 6,1

100.000 bis < 500.000 Einwohner*innen 402 13,4

500.000 und mehr Einwohner*innen 467 15,5

Schulabschluss Ohne Abitur 2.125 70,9

Mit Abitur 872 29,1
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Erwerbstätigkeit Vollzeit mit ≥ 35h/Woche 1.299 43,1

Teilzeit mit 15–34h/Woche 314 10,4

Stundenweise erwerbstätig 57 1,9

Freiwilligendienst oder Mutterschutz/ 
Erziehungsurlaub 14 0,5

z. Z. arbeitslos 145 4,8

In Rente/Pension/Vorruhestand 921 30,6

Nicht berufstätig z. B. Hausfrau/
Hausmann 47 1,6

In Berufsausbildung (auch Fachschule 
für gewerbliche Berufe) 62 2,1

In Schulausbildung (auch Uni, 
Hochschule) 125 4,2

Beruf Noch nie berufstätig 162 5,4

Arbeiter*in 272 9,1

Facharbeiter*in 345 11,6

Selbständige*r Landwirt*in 7 0,2

Freie Berufe 59 2

Selbständige 172 5,8

Angestellte 1.859 62,4

Beamt*in 103 3,46

Monatliches Haushalts-
äquivalenzeinkommen (Netto) < 1.250 € 429 14,59

1.250 bis < 2.500 € 1.110 37,74

Ab 2.500 € 1.402 47,67

Konfessionelle Bindung Evangelisch 543 18,03

Katholisch 98 3,25

Muslimisch 5 0,17

Andere 16 0,53

Keine Konfession 2.299 76,35

Staatsangehörigkeit Deutsch 2.993 99,40

Nicht-Deutsch 18 0,60

Migrationshintergrund Ja 158 5,3

Nein 2.853 94,8

Quelle: Eigene Darstellung.
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3.2	 Zu den eingesetzten Fragebögen

Die Befragung wurde durch Forschende an den 
Universitäten Leipzig, Jena, Greifswald und 
Mainz aus verschiedenen Einzelfragebögen zu-
sammengestellt und bearbeitet. Die sinnvolle 
Reihenfolge der einzelnen Fragebögen wurde 
gemeinsam abgestimmt. Kernstück unserer Un-
tersuchung hier bildet der Fragebogen zu indus
trial citizenship. Diesen haben wir bereits in der 
Leipziger Autoritarismus Studie 2020 eingesetzt 
(Kiess und Schmidt, 2020). Mit vier Items erhe-
ben wir subjektive Erfahrungen von Beteiligung, 
Solidarität und Anerkennung in der Arbeitswelt. 
Die Formulierung „Ich fühle mich bei Entschei-
dungen im Arbeitsalltag übergangen“ zielt auf 
das wahrgenommene Ausmaß individueller Kon-
trolle sowie die erlebte Anerkennung als mündi-
ges Subjekt im Arbeitsalltag. Zwei Items messen 
kollektive Handlungsfähigkeit und Responsivität 
von Vorgesetzten im Betrieb: Mit der Aussage 
„In meinem Betrieb kann ich offen über Be-
triebsräte und Gewerkschaften sprechen, ohne 
Nachteile befürchten zu müssen“ erfassen wir 
die wahrgenommenen Möglichkeiten kollek-
tiver Interessenvertretung. Die dritte Aussage 
„Probleme oder Konflikte im Betrieb löse ich am 
besten gemeinsam mit den Kollegen und Kol-

leginnen“ zielt auf die solidarische und kollek-
tive Ausübung von Kontrolle über den eigenen 
Arbeitsalltag. Schließlich erfasst die Formulie-
rung „Wenn ich in meinem Betrieb aktiv werde, 
kann ich etwas zum Positiven verändern“ die 
Wahrnehmung individueller Einflussmöglich-
keiten auf betriebliche Strukturen. In weiteren 
Analyseschritten fassen wir die vier Aussagen 
zu einer Skala zusammen.3 Um zusätzlich auch 
objektive Maße der Beteiligung(smöglichkeiten) 
in der Arbeitswelt zu erfassen, fragten wir die 
Teilnehmenden außerdem, ob auf ihrer Arbeits-
stelle ein Betriebs- oder Personalrat vorhanden 
ist und ob die befragte Person Mitglied einer Ge-
werkschaft ist. Die industrial citizenship und das 
Vorhandensein von Personal- und Betriebsräten 
wurde dabei nur für Personen erfasst, die sich 
derzeit im Erwerbsleben befinden. Die Gewerk-
schaftsmitgliedschaft wurde für alle Befragten 
erfasst, hier liegt uns also eine höhere Fallzahl 
vor. Daraus ergeben sich in der Analyse unten 
unterschiedliche Fallzahlen. 

Wir erwarten, dass positive Erfahrungen in der 
Arbeitswelt (also hohe Werte auf dem Fragebo-
gen industrial citizenship) mit einer geringer aus-
geprägten rechtsextremen Einstellung einherge-
hen. Diese wurden mithilfe des Fragebogens zur 

3	 Das erste, negativ formulierte Item wird dabei umpolt. Das Erhebungsinstrument weist mit einem Cronbach’s Alpha 
von 0,731 eine gute interne Reliabilität auf, das heißt die Items korrelieren stark miteinander und wir können davon 
ausgehen, dass sie ein zugrundeliegendes Konstrukt messen. Eine Faktorenanalyse („principal factor analysis“) 
ergab einen einzelnen Faktor mit einem Eigenvalue von über 1, wobei das erste Item schwächer auf diesen gemein-
samen Faktor lädt. Diese Abweichung liegt in der Itemformulierung begründet, die stärker auf Anerkennung den auf 
Handlungsfähigkeit abzielt (siehe Tabelle 2 unten). Gleichwohl sehen wir es aus theoretischen Gründen als gerecht-
fertigt an, alle vier Items zu einer Skala industrial citizenship zu kombinieren. Sowohl die Faktorstruktur der Skala aus 
vier Items wie auch das Cronbach’s Alpha replizieren die Werte aus unserer gesamtdeutschen Befragung von 2020. 
Diese sehr ähnlichen Ergebnisse sprechen für die Qualität des Fragebogens und empfehlen ihn aus unserer Sicht für 
weitere Studien.
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rechtsextremen Einstellung – Leipziger Form (FR-
LF) (Decker u. a. 2013a; Heller u. a. 2020) erfasst. 
Die rechtsextreme Einstellung definieren wir ei-
ner wissenschaftlichen Konsenskonferenz sowie 
vor allem den Untersuchungen von Decker und 
Brähler (Decker und Brähler 2006; zuletzt De-
cker u. a. 2022a) folgend als mehrdimensionales 
Weltbild, dem eine verbindende Ungleichwertig-
keitsvorstellung zugrunde liegt. Auf politischer 
Ebene lässt sich diese Ungleichwertigkeitsideo-
logie in der Befürwortung einer rechtsautoritären 
Diktatur, der Übernahme chauvinistischer Ein-
stellungen sowie der Verharmlosung des Natio-
nalsozialismus messen. Auf der sozialen Ebene 
sind für den Rechtsextremismus antisemitische, 
ausländerfeindliche und sozialdarwinistische 
Einstellungen kennzeichnend (Decker und Bräh-
ler 2006, 20). Für jede Dimension werden drei 
Items eingesetzt, auf die jeweils von 1 „lehne 
voll und ganz ab“ bis 5 „stimme voll und ganz zu“ 
reagiert werden kann. Bei einer durchschnittli-
chen Zustimmung zu allen drei Aussagen – ‚Cut-
Off-Wert‘ 12, bei einem Minimum von 3 (alle drei 
Fragen einer Dimension werden „voll und ganz 
abgelehnt“) und einem Maximum von 15 (allen 
drei Fragen wird „voll und ganz“ zugestimmt) – 
sprechen wir vom Vorliegen des Merkmals, zum 
Beispiel einer antisemitischen Einstellung. Bei 
einer durchschnittlichen Zustimmung zu allen 
18 Aussagen – ‚Cut-Off-Wert‘ 63, bei einem Mi-
nimum von 18 und einem Maximum von 90  – 
sprechen wir von einer rechtsextremen Einstel-
lung. Eine ausführliche Analyse und Darstellung 
auch der Einzelitems findet sich bei Decker u. a. 
(2023). Aus Platzgründen beschränken wir uns 
hier auf ein Beispiel je Dimension. 

Inhaltlich wie auch in der Höhe der Zustimmung 
lassen sich die Dimensionen Chauvinismus und 
Ausländerfeindlichkeit als Ethnozentrismus 
zusammenfassen, bei der die eigene Gruppe 
überhöht wird (Chauvinismus) und eine Gruppe 
konstruiert und abgewertet wird (hier „die Aus-
länder“). Der Aussage „Die Ausländer kommen 
nur hierher, um unseren Sozialstaat auszunut-
zen“ stimmten in unserer Gesamtstichprobe 
39,9 Prozent der Befragten zu, weitere 29,3 Pro-
zent stimmten „teils zu, teils nicht zu“. Das heißt, 
dass nur eine Minderheit der Ostdeutschen 
diese Aussage ablehnt. Der chauvinistischen 
Aussage „Wir sollten endlich wieder Mut zu ei-
nem starken Nationalgefühl haben“ stimmten 
39,5 Prozent explizit zu und weitere 27,7 Prozent 
teilweise. Die Dimensionen Befürwortung einer 
rechtsautoritären Diktatur, Verharmlosung des 
Nationalsozialismus, Sozialdarwinismus und 
Antisemitismus lassen sich als Neo-NS-Ideolo-
gie zusammenfassen (Heyder und Decker 2011). 
Die Aussage „Was Deutschland jetzt braucht, ist 
eine einzige starke Partei, die die Volksgemein-
schaft insgesamt verkörpert“ wird von uns zur 
Messung der Diktaturbefürwortung eingesetzt. 
29,1  Prozent stimmen dieser Ausssage explizit 
zu, 24,6  weitere Prozent teilweise. Die NS-Ver-
harmlosung messen wir unter anderem mit der 
Aussage „Der Nationalsozialismus hatte auch 
seine guten Seiten“ der 6,8 Prozent explizit und 
weitere 18 Prozent teilweise zustimmen. Den So-
zialdarwinismus erfassen wir unter anderem mit 
der Aussage „Es gibt wertvolles und unwertes 
Leben“. Dieser Aussage stimmten 10,3 Prozent 
explizit zu, weitere 15,6  Prozent teilweise. Und 
schließlich stimmten der klassisch-antisemi-
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tischen Aussage „Die Juden arbeiten mehr als 
andere Menschen mit üblen Tricks, um das zu 
erreichen, was sie wollen“ 9,5  Prozent der Be-
fragten zu, weitere 18,3 Prozent äußerten teilwei-
se Zustimmung. Wir berichten in der weiteren 
Darstellung Ergebnisse und Zusammenhänge in 
Bezug auf die rechtsextreme Einstellung sowohl 
als Gesamtskala als auch in diesen sechs Einzel-
dimensionen. 

Kollektive Abwertungsprozesse können als Me-
chanismen dienen, mit Ohnmachtserleben am 
Arbeitsplatz umzugehen (Kiess und Schmidt 
2020). Wir erwarten daher auch einen negativen 
Zusammenhang zwischen industrial citizenship 
und weiteren Abwertungsformen – abseits der 
oben beschriebenen ‚klassischen‘ rechtsextre-
men Dimensionen – wie Muslimfeindschaft oder 
Schuldabwehr- und israelbezogenem Antisemi-
tismus, die jeweils anhand eines Items gemes-
sen wurden. Muslimfeindschaft messen wir hier 
mit der Aussage „Muslimen sollte die Zuwan-
derung nach Deutschland untersagt werden“ 
der 47,5 Prozent der Befragten entweder „voll 
und ganz“ oder „eher“ zustimmten (hier gab 
es keine Mittelkategorie). Während der tradier-
te, offen gegen Jüdinnen und Juden gerichtete 
Antisemitismus zumindest bei der Mehrheit der 
Deutschen durch soziale Normen unterdrückt 
wird (Bergmann und Erb 1986), lässt sich das an-
tisemitische Ressentiment in einer Umkehr- oder 
Umwegkommunikation leichter äußern (Kiess 
u. a. 2020). Schuldabwehrantisemitismus lässt 
sich beispielsweise mit der Aussage „Repara
tionsforderungen an Deutschland nützen oft gar 
nicht mehr den Opfern, sondern einer Holocaust-

Industrie von findigen Anwälten“ messen. Dieser 
Aussage stimmten 41 Prozent der Befragten in 
Ostdeutschland explizit zu, weitere 31,4 Prozent 
stimmen teilweise zu. Israelbezogener Antise-
mitismus wiederum bezieht sich auf eine einsei-
tige Dämonisierung Israels und geht oft einher 
mit der Gleichsetzung israelischer Politik mit 
den Verbrechen des Nationalsozialismus. Der 
Aussage „Israels Politik in Palästina ist genau-
so schlimm wie die Politik der Nazis im Zweiten 
Weltkrieg“ stimmen 22,3 Prozent der Befragten 
explizit und 41,1 teilweise zu.

Beteiligung, Solidarität und Anerkennung in 
der Arbeitswelt sollte aber nicht nur rechtsex-
tremen und antidemokratischen Einstellungen 
entgegenwirken, sondern auch demokratische 
Einstellungen fördern (ebd.). So erwarteten wir, 
dass eine stärkere wahrgenommene industrial 
citizenship mit einer positiveren Einstellung 
zur Demokratie einhergeht. Erfasst wird die Ein-
stellung zur Demokratie als abstrakter Idee, zur 
Demokratie, wie sie in der Verfassung verankert 
ist und zur Demokratie, wie sie in Deutschland 
umgesetzt wird (vgl. dazu auch unser Vorgehen 
in den Leipziger Autoritarismus Studien, Decker 
u. a. 2022a). 

Die sozialwissenschaftliche Forschung hat be-
reits eine Vielzahl an Einflussfaktoren unter-
sucht, die (möglicherwiese) die Ausprägung 
rechtsextremer Einstellung begünstigen. Es ist 
für unsere Untersuchung wichtig, diese Faktoren 
als Kontrollvariablen einzubeziehen. Damit kön-
nen wir das Risiko minimieren, dass der Zusam-
menhang von rechtsextremer Einstellung und 
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industrial citizenship eher durch diese anderen 
Faktoren bedingt ist. Bleibt der Zusammenhang 
trotz Berücksichtigung weiterer Variablen beste-
hen, spricht das für die von uns oben hergeleite-
te Erklärung eines Einflusses von Erfahrungen in 
der Arbeitswelt auf politische Einstellungen. Be-
günstigende Faktoren für die Ausprägung rechts-
extremer oder antidemokratischer Einstellungen 
können Wahrnehmungen subjektiver oder kol-
lektiver Deprivation im Sinne der Modernisie-
rungsverliererthese (Rippl und Baier 2005; Rippl 
und Seipel 2018; Yoxon u. a. 2019), aber auch der 
politischen Entfremdung (z. B. Niedermayer und 
Hofrichter 2016) und der generellen Bedürfnis-
deprivation (Walther und Isemann 2019) sein. 
Neben soziodemografischen Standardvariablen 
(Alter, Geschlecht, Bildung, Einkommen, Wohn-
ortgröße und Migrationshintergrund) prüfen wir 
daher auch den Einfluss der wahrgenommenen 
individuellen wirtschaftlichen Lage, der wahrge-
nommenen wirtschaftlichen Lage Deutschlands 
sowie der politischen Deprivation („Leute wie ich 
haben sowieso keinen Einfluss darauf, was die 
Regierung tut“ und „Ich halte es für sinnlos, mich 
politisch zu engagieren“, zusammengefasst als 
Skala).

In unsere Analysen haben wir außerdem das 
Konstrukt des Autoritarismus4 aufgenommen. 

Hierbei handelt es sich um vorpolitische Dispo-
sitionen bzw. Persönlichkeitseigenschaften, die 
im Laufe des Sozialisationsprozesses erworben 
werden. Es gilt zu überprüfen, inwiefern Erfah-
rungen in der Arbeitswelt Erklärungskraft haben, 
auch wenn der Faktor Autoritarismus berüchtigt 
wird oder ob bei verankerter autoritärer Persön-
lichkeitsstruktur tendenziell auch positive Er-
fahrungen im Betrieb an (anti-)demokratischen 
Einstellungen nicht mehr viel ändern. In unserer 
Untersuchung haben wir drei Subdimensionen 
und jeweils drei Items mit der Kurzskala Autori-
tarismus (Beierlein u. a. 2014) erfasst. Die auto-
ritäre Aggression wird dabei unter anderem mit 
der Aussage „Gegen Außenseiter und Nichtstuer 
sollte mit aller Härte vorgegangen werden“ ge-
messen. Die Autoritäre Submission misst der 
Fragebogen zum Beispiel mit der Aussage „Wir 
sollten dankbar sein für führende Köpfe, die uns 
genau sagen was wir tun können“. Schließlich 
wird neben zwei weiteren mit der Aussage „Tradi-
tionen sollten unbedingt gepflegt und aufrecht-
erhalten werden“ die Dimension Konventiona-
lismus gemessen. Diese Dimensionen und das 
Gesamtkonstrukt Autoritarismus haben sich in 
der Forschung als zuverlässiger Prädiktor rechts-
extremer und antidemokratischer Einstellung er-
wiesen (Kiess u. a. 2022; einen Überblick bietet 
auch Duckitt 2022)

4	 Historisch hatten zunächst Erich Fromm und weitere Kollegen am Frankfurter Institut für Sozialforschung begonnen, 
mit dem Konzept des Autoritarismus die Ursachen für faschistische Orientierungen und Wahlerfolge am Ende der Wei-
marer Republik zu ergründen (Fromm 1980; Horkheimer u. a. 1987). Theodor W. Adorno, Else Frenkel-Brunswik, Daniel 
J. Levinson und R. Nevitt Sanford (Adorno u. a. 1964) legten dann mit ihrer berühmten Studie über den autoritären 
Charakter ein Instrumentarium vor, dass die autoritäre Persönlichkeit in neun Subdimensionen erfassen sollte. Einige 
Jahrzehnte später reduzierte Altemeyer (1988) die Theorie auf wenige Kernelemente, namentlich den Konventionalis-
mus, die Autoritäre Aggression und die Autoritäre Submission. 
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4	 Ergebnisse: industrial citizenship, Einflussfaktoren 
und Bedeutung für die Demokratie 

In diesem Kapitel stellen wir zunächst dar, in-
wieweit positive industrial citizenship-Erfahrun-
gen, Betriebs- und Personalräte sowie Gewerk-
schaftsmitgliedschaft in unserer Stichprobe ver-
breitet sind. Erstmals können wir so wichtige Ele-
mente zur Beschreibung der Demokratisierung 
der Arbeitswelt in Ostdeutschland berichten. 
Auch untersuchen wir, inwiefern industrial citi-
zenship mit ausgewählten soziodemografischen 
Merkmalen korreliert. Im zweiten Schritt blicken 
wir dann auf statistische Zusammenhänge zwi-
schen industrial citizenship und rechtsextremen 
und weiteren politischen Einstellungen. Hier ge-
hen wir mittels multivariater Analysen der Frage 
nach, inwiefern industrial citizenship zu einer 
demokratischen Gesellschaft beitragen kann. 
In einem anschließenden Exkurs diskutieren 
wir zudem den Einfluss von Gewerkschaftsmit-
gliedschaft und dem Vorhandensein eines Be-
triebs- oder Personalrats auf antidemokratische 
Einstellungen.

4.1	 Industrial citizenship in Ostdeutsch­
land und Einflussfaktoren 

Tabelle 2 stellt die relativen Häufigkeiten der 
selbstberichteten industrial citizenship – also 
Erfahrungen von Anerkennung, Solidarität und 
Mitbestimmung in der Arbeitswelt – dar. Insge-
samt werden eher positive Erfahrungen berich-
tet. Eine Mehrheit von 58 % berichtet, sich bei 
Entscheidungen im Arbeitsalltag nicht übergan-

gen zu fühlen. 13,6 % stimmen der Aussage hin-
gegen voll und ganz oder überwiegend zu. Die-
se Personen fühlen sich und ihre Anliegen also 
offenbar allgemein nicht berücksichtigt, was zu 
Frustration und Konfliktpotenzial führen kann. 
48,3 Prozent geben an, keine negativen Konse-
quenzen zu erwarten, wenn sie in ihrem Betrieb 
offen über Betriebsräte oder Gewerkschaften 
sprechen (27,2 % stimmen teilweise zu). Aller-
dings befürchtet rund jede*r Vierte (24,5 %) der 
Befragten explizit Nachteile. Es gibt also offen-
bar eine relevante Zahl an Betrieben, in denen 
eine gewerkschafts- und mitbestimmungsfeind-
liche Stimmung wahrgenommen wird. Ange-
sichts der Tatsache, dass diese Institutionen 
für die Erfahrung kollektiver Handlungsfähigkeit 
und Demokratie am Arbeitsplatz zentral sind ist 
dies ein problematischer Befund. Eine deutliche 
Mehrheit von 67,8 Prozent gibt an, Probleme und 
Konflikte am besten gemeinsam mit Kolleg*in-
nen zu lösen (19,2 % stimmen teilweise zu). 
Auch mit dieser Aussage erfassen wir die Erfah-
rung von kollektiver Wirksamkeit und daneben 
auch von Solidarität in der Belegschaft. Über 
die Hälfte der Teilnehmenden (51,6 %) glauben 
schließlich, in ihrem Betrieb etwas zum Positi-
ven verändern zu können (29,2 % stimmen teil-
weise zu). Rund jedem/jeder fünften Befragten 
(19,1 %) bleiben Erfahrungen von individueller 
Einflussnahme im Betrieb allerdings versagt, 
sie empfinden sich den Strukturen im Betrieb 
gegenüber ohnmächtig. 
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Ergebnisse: industrial citizenship, Einflussfaktoren und Bedeutung für die Demokratie 

In Abbildung 3 haben wir die Zustimmung zu 
den einzelnen Items je Bundesland dargestellt. 
Auffällig sind bei allen vier Aussagen die Frei-
staaten Sachsen und – in etwas geringerem 
Ausmaß – Thüringen. Sie weisen durchweg die 
niedrigsten industrial citizenship-Werte auf. 
Der Eindruck der Grafik bestätigt sich auch 
in der statistischen Überprüfung5: In Sach-

sen wird insgesamt negativer über industrial 
citizenship berichtet als in den meisten an-
deren Bundesländern, während Berlin-Ost und 
Brandenburg bei mehreren Items die besten 
Werte aufwiesen. Auch Thüringen und Sach-
sen-Anhalt schnitten im Vergleich zu den an-
deren Bundesländern eher schlechter ab. Im 
Einzelnen: 

Tabelle 2:
Industrial citizenship – Zustimmung zu den vier einzelnen Aussagen

Industrial citizenship
Trifft über­
haupt nicht 

zu

Trifft über­
wiegend 
nicht zu

Trifft teils 
zu/trifft 
teils nicht 

zu

Trifft über­
wiegend zu

Trifft voll 
und ganz 

zu

Befragte 
Gesamt

Ich fühle mich bei 
Entscheidungen im Ar-
beitsalltag übergangen. 

27,5 % 30,5 % 28,5 % 10,9 % 2,7 % 1.678

In meinem Betrieb kann 
ich offen über Betriebs-
räte und Gewerkschaften 
sprechen, ohne Nachtei-
le befürchten zu müssen.

10,8 % 13,7 % 27,2 % 30,2 % 18,1 % 1.661

Probleme oder Konflikte 
im Betrieb löse ich am 
besten gemeinsam mit 
den Kollegen und Kolle-
ginnen. 

6,1 % 6,8 % 19,2 % 40,8 % 27 % 1.683

Wenn ich in meinem Be-
trieb aktiv werde, kann 
ich etwas zum Positiven 
verändern. 

8 % 11,1 % 29,2 % 34,2 % 17,4 % 1.680

Quelle: Eigene Darstellung.

5	 Um zu prüfen, ob die Unterschiede zwischen den Bundesländern auch signifikant sind, führten wir eine einfaktorielle 
MANOVA durch. Hierbei handelt es sich um ein multivariates statistisches Verfahren, das Mittelwerte vergleicht. Es 
zeigte sich ein statistisch signifikanter Unterschied zwischen den Bundesländern (im Detail: F(20, 6560) = 2.787, p < 
.001, partielles η² = .008, Wilk’s Λ = .967). Um diese Unterschiede auch deuten zu können, führten wir post-hoc für 
jede einzelne Aussage eine einfaktorielle ANOVA durch. Auch mit diesem Testverfahren konnten wir einen statistisch 
signifikanten Unterschied zwischen den Bundesländern für alle vier Aussagen nachweisen (im Detail für Aussage 1: 
F(5, 1640) = 2,602, p < .05, partielles η² = .008; für Aussage 2: F(5, 1640) = 6,486, p < .001, partielles η² = .019; für 
Aussage 3: F(5, 1640) = 4,952, p < .001, partielles η² = .015; für Aussage 4: F(5, 1640) = 6,160, p < .001, partielles η² = 
.018). Mittels LSD post-hoc Test ist es außerdem möglich, die Länder zu bestimmen, welche sich signifikant in ihren 
Mittelwerten unterscheiden. Die im Folgenden beschriebenen statistisch bedeutsamen Unterschiede haben wir im 
Anhang dokumentiert (Tabelle A). 
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Der Aussage, sich bei Entscheidungen auf der 
Arbeit übergangen zu fühlen, stimmten Perso-
nen in Sachsen signifikant stärker zu als in Bran-
denburg, Mecklenburg-Vorpommern und Sach-
sen-Anhalt. Im Betrieb offen über Betriebsräte 
und Gewerkschaften sprechen zu können, gaben 
in Sachsen wohnende Befragte ebenfalls signifi-
kant weniger häufig an als jene in Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und 
Berlin-Ost. Personen, die in Berlin-Ost befragt 
wurden, erreichten im Schnitt den höchsten Zu-
stimmungswert und stimmten dieser Aussage in 

statistisch relevantem Maße häufiger zu als Be-
fragte aus Mecklenburg-Vorpommern und Thürin-
gen. In Thüringen fand sich darüber hinaus we-
niger Zustimmung als in Brandenburg und Sach-
sen-Anhalt. Bei der Aussage, dass Probleme und 
Konflikte am besten gemeinsam mit Kolleg*innen 
gelöst werden, bildete Sachsen ein weiteres Mal 
das Schlusslicht; die Befragten stimmten dort si-
gnifikant weniger zu als in Brandenburg, Meck-
lenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und Ber-
lin-Ost. Thüringen lag in der Zustimmung auch 
hier hinter Brandenburg zurück. Die Überzeugung, 

Abbildung 3: 
Industrial citizenship – Zustimmung zu den vier einzelnen Aussagen nach Bundesländern 
(Mittelwerte auf einer Skala von 1 bis 5)

Quelle: Eigene Darstellung.
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im Betrieb etwas zum Positiven verändern zu kön-
nen, wurde schließlich ebenfalls in Sachsen in 
statistisch relevantem Maße weniger vertreten 
als in Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, 
Sachsen-Anhalt und Berlin-Ost und auch in Thü-
ringen war die Zustimmung der Befragten zu die-
ser Aussage erneut geringer als in Brandenburg 
(und Berlin-Ost). Insgesamt ergibt sich beim Blick 
auf demokratische Erfahrungen in der Arbeitswelt 
Ostdeutschlands ein Nord-Süd-Gefälle mit dem 
Schlusslicht Sachsen, auch Thüringen fällt hinter 
die anderen ostdeutschen Bundesländer zurück. 

Ziehen wir Daten aus unserer bundesweiten 
Repräsentativbefragung, der Leipziger Autorita-
rismus Studie 2020 (Kiess und Schmidt 2020), 
zum Vergleich heran, so zeigen sich nur gerin-
ge Unterschiede zwischen Ost und West sowie 
für den Osten zwischen 2020 und 2022 (Abbil-
dung 4). Ostdeutsche fühlen sich im Jahr 2022 
etwas häufiger übergangen bei Entscheidungen 
im Arbeitsalltag, davon abgesehen sind die Un-
terschiede aber marginal. Vor allem haben sich 
nach diesen Zahlen die am Arbeitsplatz gemach-
ten Erfahrungen kurzfristig nicht verändert. 

Ergebnisse: industrial citizenship, Einflussfaktoren und Bedeutung für die Demokratie 

Abbildung 4: 
Industrial citizenship – Zustimmung zu den vier einzelnen Aussagen in West (2020) sowie Ost 
(2020 und 2022) im Vergleich (Mittelwerte auf einer Skala von 1 bis 5)

Quelle: Eigene Darstellung.
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Blicken wir auf das berichtete Vorhandensein 
von Personal- bzw. Betriebsräten auf den Ar-
beitsstellen der Befragten (Tabelle 3), eine 
wichtige institutionelle Säule demokratischer 
Handlungsfähigkeit auf Betriebsebene, so erge-
ben sich im Vergleich zur industrial citizenship 
im Bundeslandvergleich andere Eindrücke. Die 
geringste Quote weisen hier Thüringen, Meck-
lenburg-Vorpommern und Berlin-Ost auf, wäh-
rend in Brandenburg gefolgt von Sachsen am 
häufigsten von einem Betriebs- bzw. Personal-
rat berichtet wird. Diese Unterschiede liegen 
vermutlich auch in den unterschiedlichen Wirt-
schaftsstrukturen der Bundesländer begründet. 
Je größer ein Betrieb, desto eher existiert auch 
ein Betriebsrat. Auch die Gewichtung von Bran-
chen spielt hierbei eine große Rolle (Ellguth und 

Kohaut 2022). Bundesländer mit eher kleinteilig 
strukturierter und auf Dienstleistungen speziali-
sierter Wirtschaft weisen folglich weniger formal 
institutionalisierte Mitbestimmung auf. Auffällig 
ist auch, dass fast jede*r zehnte Befragte über 
die Bundesländer hinweg nicht weiß, ob ein Be-
triebs- oder Personalrat vorhanden ist. Insge-
samt berichten in Ostdeutschland 45,9 Prozent 
der derzeit in Beschäftigung stehenden Befrag-
ten, dass in ihrem Betrieb ein Personal- oder 
Betriebsrat existiert. Diese Zahlen sind höher 
als die Daten des Betriebspanel des IAB zur Ver-
breitung von Betriebsräten – allerdings auch nur 
bedingt mit diesen zu vergleichen (ebd.), da dort 
die Systematik anders6 und die vorliegende Stu-
die auf die Wahrnehmung der Befragten ange-
wiesen ist. 

Tabelle 3:
Vorhandensein von Betriebs- bzw. Personalräten in den Bundesländern

Branden­
burg

Mecklen­
burg-Vor­
pommern

Sachsen Sachsen-
Anhalt

Thürin­
gen

Berlin 
Ost Gesamt

N = 303 N = 176 N = 567 N = 278 N = 249 N = 115 N = 1.688

Gibt es auf 
Ihrer Arbeits­
stelle einen 
Betriebs- oder 
Personalrat?

Nein 37 % 51,7 % 42,3 % 46,8 % 52,6 % 52,2 % 45,3 %

Ja 54,1 % 39,8 % 49,2 % 43,9 % 37,4 %  40,9 % 45,9 %

Weiß 
nicht 8,9 % 8,52 % 8,5 % 9,4 % 10 % 7 % 8,8 %

Quelle: Eigene Darstellung. Abweichungen von 100 Prozent ergeben sich durch Rundungen.

6	 Die Datenbasis des IAB beinhaltet privatwirtschaftliche Betriebe ab fünf Beschäftigte, aber nicht die Landwirtschaft 
sowie Organisationen ohne Erwerbszweck. Vor allem aber werden dort Betriebe befragt, nicht Beschäftigte.
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Gewerkschaften und die Mitgliedschaft in ih-
nen sind ebenfalls eine wichtige institutionel-
le Säule demokratischer Handlungsfähigkeit 
im Betrieb (und darüber hinaus), da sie unter 
anderem solidarisches Handeln organisieren 
können, das Machtungleichgewicht zwischen 
Arbeit und Kapital partiell ausgleichen und 
als demokratisch organisierte Organisationen 
selbst wiederum Erfahrungsräume eröffnen. Ta-
belle 4 gibt die Verteilung von Gewerkschafts-
mitgliedern in unserer Stichprobe aufgeteilt 
nach Bundesland wieder. Die Quote ist über 
alle Länder hinweg niedrig und liegt zwischen 
sieben Prozent in Thüringen und zwölf Prozent 
in Sachsen. Interessanterweise nimmt Sachsen 
hier sogar den Spitzenplatz ein. Wieder dürften 
hierfür Branchenmerkmale, etwa die Rolle der 
traditionell gut organisierten Automobilindus-
trie in Sachsen, eine Rolle spielen. 

Wie hängen nun institutionelle Faktoren der 
Mitbestimmung und erfahrene industrial citi-
zenship zusammen? Die in Tabelle 5 berichte-
ten Werte zeigen, dass Befragte, die von einem 
vorhandenen Betriebs- oder Personalrat oder 
eigener Gewerkschaftsmitgliedschaft berich-
ten, insgesamt höhere Mittelwerte bei allen vier 
Aussagen zur industrial citizenship aufweisen. 
Besonders deutlich ist der Unterschied bei der 
Aussage „In meinem Betrieb kann ich offen 
über Betriebsräte und Gewerkschaften spre-
chen, ohne Nachteile befürchten zu müssen“. 
Wenn also formale Institutionen der Mitbestim-
mung etabliert sind, normalisiert das auch die 
Verhältnisse im Betrieb. Aber auch ein positives 
Klima unter Kolleg*innen steigt mit Vorhanden-

sein von Betriebs- und Personalräten sowie der 
Gewerkschaftsmitgliedschaft, während nur die 
letztere auch die Wahrnehmung individueller 
Einflussmöglichkeiten der Beschäftigten er-
höht (zweite Spalte von rechts). Aus anderen 
Untersuchungen wissen wir außerdem, dass 
Betriebsräte zur Jobzufriedenheit beitragen 
können, unter anderem weil sie Weiterbildun-
gen absichern (DGB 2010; Bellmann u. a. 2019). 
In der letzten Spalte der Tabelle haben wir den 
Korrelationskoeffizienten (siehe Kapitel  4.2) 
zwischen industrial citizenship und Betriebs- 
bzw. Personalrat sowie Gewerkschaftsmitglied-
schaft berechnet. Dieser Zusammenhang ist in 
beiden Fällen deutlich positiv. Insgesamt trägt 
also das Vorhandensein von Betriebsräten 
und Gewerkschaftsmitgliedschaft zu positiven 
Erfahrungen von Beteiligung, Solidarität und 
Anerkennung am Arbeitsplatz bei. Der Zusam-
menhang ist allerdings bei Weitem nicht eins 
zu eins, wie die Unterscheide zwischen den 
Bundesländern bei der Betriebsratsdichte ei-
nerseits und der industrial citizenship-Erfah-
rung andererseits zeigen. Es kommt also auf 
mehr an als „nur“ die Institutionalisierung von 
Mitbestimmung. 

Im nächsten Schritt blicken wir auf mögliche 
Zusammenhänge von positiven industrial citi-
zenship-Erfahrungen mit ausgewählten sozio
demographischen Variablen (Tabelle 6). Un-
sere Daten zeigen positive Zusammenhänge 
zwischen industrial citizenship und Bildung 
sowie Einkommen. Mit höher qualifizierten und 
besser bezahlten Jobs werden offenbar auch 
die Arbeitsverhältnisse als demokratischer er-

Ergebnisse: industrial citizenship, Einflussfaktoren und Bedeutung für die Demokratie 
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Tabelle 5:
Zusammenhang von Gewerkschaftsmitgliedschaft/Vorhandensein von Betriebs- bzw. Personalrat 
und Zustimmung zu den industrial citizenship-Einzelaussagen

Ich fühle mich 
bei Entschei-
dungen im 
Arbeitsalltag 
übergangen.

In meinem Be-
trieb kann ich 
offen über Be-
triebsräte und 
Gewerkschaf-
ten sprechen, 
ohne Nachtei-
le befürchten 
zu müssen.

Probleme oder 
Konflikte im 
Betrieb löse 
ich am besten 
gemeinsam 
mit den 
Kollegen und 
Kolleginnen.

Wenn ich 
in meinem 
Betrieb aktiv 
werde, kann 
ich etwas zum 
Positiven ver-
ändern.	

Industrial 
citizenship 
gesamt

(bivariater 
Zusammen-
hang)

Vorhandensein 
von Betriebs- 
bzw. Personal­
räten

Nein 61,1 % 42 % 64,8 % 53,1 %
r = .103***

Ja 57,3 % 58,1 % 73,1 % 52,7 %

Gewerk­
schaftsmit­
gliedschaft

Nein 57,9 % 45,9 % 66,5 % 50 %
r = .089***

Ja 58,5 % 63,6 % 76,9 % 61,6 %

Quelle: Eigene Darstellung. Dargestellt wird je Einzelitem zusammengefasst der Anteil der Befragten in Prozent, der den 
Einzelaussagen zur industrial citizenship „überwiegend“ und „voll und ganz“ zugestimmt hat. Für die letzte Spalte wurde der 
Mittelwert der Gesamtskala industrial citizenship mit dem Vorhandensein von Betriebs- und Personalräten sowie der Gewerk-
schaftsmitgliedschaft korreliert. ***: p < .001

Tabelle 4:
Gewerkschaftsmitgliedschaft nach Bundesländern

Branden­
burg

Mecklen­
burg-Vor­
pommern

Sachsen Sachsen-
Anhalt

Thürin­
gen

Berlin 
Ost Gesamt

N = 544 N = 355 N = 912 N = 513 N = 470 N = 202 N = 2.996

Sind Sie selbst 
Mitglied einer 
Gewerkschaft?

Nein 90,3 % 91 % 88,1 % 89,9 % 93 % 88,6 % 89,9 %

Ja 9,7 % 9 % 12 % 10,1 % 7 %  11,4 % 10,1 %

Quelle: Eigene Darstellung. Abweichungen von 100 Prozent ergeben sich durch Rundungen. Im Fragebogen wurde auch nach 
der Gewerkschaftsmitgliedschaft von Haushaltsangehörigen gefragt. Hier interessieren uns aber nur die Befragten selbst, 
weshalb wir die Variable rekodiert haben und uns auf die Antwortkategorien ja und nein beschränken.
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fahren. Eine mögliche Erklärung hierfür ist, dass 
mit höherer Bildung Arbeitsprozesse selbststän-
diger organisiert werden bzw. Jobs und Positionen 
erreicht werden, die ein selbstständigeres Arbei-
ten vorsehen. Eine zweite Möglichkeit ist eine 
bildungsbedingte höhere Wahrnehmung von 
Handlungsspielräumen, die dann auch genutzt 
werden. Im Vergleich der Altersgruppen zeigen 
sich ebenfalls Unterschiede, vor allem zwischen 
den älteren Befragten und den beiden jüngeren 
Gruppen. So fühlen sich Befragte ab 61  Jahren 
häufiger bei Entscheidungen im Arbeitsalltag 

übergangen und sie können weniger offen über 
Gewerkschaften und Betriebsräte sprechen. 
Auch die Gestaltung und gemeinsame Problem-
lösung mit Kolleg*innen werden weniger positiv 
wahrgenommen. Offenbar hat sich die Arbeits-
welt im Generationenvergleich durchaus positiv 
gewandelt und wird von den jüngeren Beschäf-
tigten als demokratischer wahrgenommen. Zwi-
schen Männern und Frauen gibt es hingegen nur 
sehr geringe Unterschiede, ein „gender gap“ 
im Hinblick auf wahrgenommene industrial citi-
zenship lässt sich nicht ablesen. 

Tabelle 6:
Soziodemografische Merkmale und Zustimmung zu den industrial citizenship-Einzelaussagen 

Alter in Jahren Abitur Geschlecht Haushaltsein-
kommen in Euro

16–30 31–60 ab 61 ohne mit Männ-
lich

Weib-
lich

bis 
1.250

1.250–
2.500

ab 
2.500

Ich fühle mich bei 
Entscheidungen im Ar-
beitsalltag übergangen.

15,8 % 13,5 % 10,3 % 15,8 % 8,6 % 13,8 % 13,4 % 18,6 % 18,4 % 10,4 %

In meinem Betrieb 
kann ich offen über Be-
triebsräte und Gewerk-
schaften sprechen.

46 % 49,8 % 39,9 % 43,1 % 60,7 % 50,3 % 46,6 % 36,7 % 40,8 % 53,7 %

Probleme oder Konflik-
te im Betrieb löse ich 
am besten gemeinsam 
mit den Kollegen und 
Kolleginnen.

65,5 % 69,7 % 56,6 % 65,1 % 74,7 % 66,6 % 68,9 % 56,6 % 62,8 % 71,9 %

Wenn ich in meinem 
Betrieb aktiv werde, 
kann ich etwas zum 
Positiven verändern.

51,5 % 52,9 % 41,1 % 46,7 % 63,4 % 52,3 % 51,1 % 43,4 % 44,9 % 55,8 %

Quelle: Eigene Darstellung. Dargestellt wird je Einzelitem zusammengefasst der Anteil der Befragten in Prozent, der den 
Einzelaussagen zur industrial citizenship „überwiegend“ und „voll und ganz“ zugestimmt hat.

Ergebnisse: industrial citizenship, Einflussfaktoren und Bedeutung für die Demokratie 
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Neben den soziodemografischen Variablen 
könnten nicht nur objektive sozioökonomische 
Variablen wie das Einkommen, sondern auch 
subjektive Wahrnehmungen der wirtschaftlichen 
Situation eine Rolle für die industrial citizenship 
spielen. Dort wo eine schwierige ökonomische 
Lage befürchtet wird, werden eventuell auch 
geringere Handlungsspielräume gesehen. Ta-
belle  7 sind entsprechende Ergebnisse zu ent-
nehmen: Wenn die eigene wirtschaftliche Lage 
als schlecht wahrgenommen wird, mindert dies 
die Chancen auf erlebte Handlungsfähigkeit 
am Arbeitsplatz deutlich. Der Zusammenhang 
zwischen der Wahrnehmung der allgemeinen 
wirtschaftlichen Lage in Deutschland und in-

dustrial citizenship ist deutlich weniger ausge-
prägt, aber dennoch vorhanden. Je besser die 
Lage eingeschätzt wird, desto eher werden auch 
demokratische Handlungsmöglichkeiten am Ar-
beitsplatz gesehen. Diese Ergebnisse korres-
pondieren mit den aus der Literatur bekannten 
und in Kapitel 2 diskutierten Ergebnisse gerade 
auch für ostdeutsche Erfahrungen in der Arbeits-
welt: Ohnmachtsgefühle und die tiefen Täler 
der wirtschaftlichen Transformation führten zu 
Konformität im Betrieb und prägten das Bild des 
„Arbeitsspartaners“. Personen, die die (eigene) 
wirtschaftliche Situation (inzwischen) besser 
einschätzen, erfahren unseren Zahlen nach hin-
gegen mehr Handlungsfähigkeit. 

Tabelle 7:
Wirtschaftliche Deprivation und Zustimmung zu den industrial citizenship-Einzelaussagen  

Eigene wirtschaftliche Lage Wirtschaftliche Lage 
in Deutschland 

(sehr) 
schlecht Teils/teils (sehr) gut (sehr) 

schlecht Teils/teils (sehr) gut

Ich fühle mich bei Entschei-
dungen im Arbeitsalltag 
übergangen.

33,8 % 15,4 % 6,9 % 15,8 % 13,7 % 11,1 %

In meinem Betrieb kann ich 
offen über Betriebsräte und 
Gewerkschaften sprechen.

31 % 40,3 % 60,1 % 42,9 % 48,8 % 53,8 %

Probleme oder Konflikte im 
Betrieb löse ich am besten 
gemeinsam mit den Kollegen 
und Kolleginnen.

56,7 % 63 % 75,1 % 66,1 % 67,5 % 70,3 %

Wenn ich in meinem Betrieb 
aktiv werde, kann ich etwas 
zum Positiven verändern.

37,4 % 45 % 61,2 % 46,4 % 55 % 53,6 %

Quelle: Eigene Darstellung. Dargestellt wird je Einzelitem zusammengefasst der Anteil der Befragten in Prozent, der den 
Einzelaussagen zur industrial citizenship „überwiegend“ und „voll und ganz“ zugestimmt hat.
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Insgesamt können die aufgezeigten Gruppen-
unterschiede ein Indikator dafür sein, dass die 
Ausbildung von industrial citizenship durch so-
zioökonomische Faktoren begünstigt wird und 
daher auch strukturell beeinflusst werden kann. 
Gleichzeitig ist erhöhter Handlungsbedarf im 
Niedriglohnsektor und bei geringqualifizierten 
Tätigkeiten angezeigt. Insbesondere individu-
ell wahrgenommene, wirtschaftlich schwierige 
Situationen können den Druck auf die Hand-
lungsmöglichkeiten im Betrieb erhöhen. Erfah-
rene demokratische Handlungsfähigkeit lässt 
sich also nicht losgelöst von wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen herstellen. Da Gewerk-
schaftsmitgliedschaft und das Vorhandensein 
von Betriebsräten positiv mit industrial citizen
ship korreliert, könnte eine Stärkung dieser In
stitutionen ein mittelfristiger Ansatzpunkt für 
eine Verbesserung der demokratischen Erfah-
rungen in der Arbeitswelt darstellen. Auf den 
Zusammenhang von Gewerkschaftsmitglied-
schaft und dem Vorhandensein von Betriebs-
räten einerseits und politischen Einstellungen 
andererseits gehen wir unten in einem Exkurs 
noch einmal gesondert ein. 

4.2	 Zusammenhänge mit politischen 
	 Einstellungen 

Im folgenden Abschnitt gehen wir nun auf Zu-
sammenhänge zwischen industrial citizenship 
und politischen Einstellungen ein. Im zweiten 
Kapitel haben wir argumentiert, dass Erfah-
rungen von Solidarität, Anerkennung und Mit-
bestimmung die Ausprägung demokratischer 
Haltungen fördert und gleichzeitig die Verbrei-

tung rechtsextremer Einstellung hemmt. Die 
demokratische Handlungsfähigkeit in der Ar-
beitswelt wirkt unseren Überlegungen zufolge 
als Schutzschild gegen das Gefühl von Fremd-
bestimmung und Kontrollverlust im Alltag, was 
durch Erfahrungen mit autoritärer Betriebsfüh-
rung, Ungerechtigkeiten auf dem Arbeitsmarkt 
und Hilflosigkeit gegenüber Marktprozessen 
ausgelöst oder verstärkt werden kann. Um die-
se Zusammenhänge darzustellen, nutzen wir 
Korrelationsmaße, die von 0 bis 1 reichen. Ein 
Merkmal X korreliert mit einem Merkmal Y bei 
einem Wert von 0 nicht. Bei einem Wert von 1 
fallen sie immer zusammen. Beträgt die Korrela-
tion beispielsweise zwischen Abitur (und nicht 
Abitur) und Geschlecht (der Einfachheit halber: 
männlich vs. weiblich) r = ,500, so ist die Wahr-
scheinlichkeit einer Frau Abitur zu haben 50 Pro-
zent höher als bei Männern – was einen bemer-
kenswerten Zusammenhang darstellen würde. 
Läge die Korrelation bei 1 hätten in der fiktiven 
Stichprobe nur Frauen das Merkmal Abitur, alle 
Männer hätten kein Abitur. Die Darstellung mit 
Korrelationskoeffizienten ist daher sinnvoll, weil 
eine prozentuale Darstellung aller einzelnen 
Rechtsextremismuswerte (sechs Dimensionen 
à drei Fragen, also insgesamt 18 Fragen) für die 
einzelnen industrial citizen-Aussagen (vier Fra-
gen) zu viel Platz einnehmen würde. Die Korrela-
tion der Skalen hingegen bietet nicht nur einen 
besseren Überblick, sondern beruht auch auf 
einer über mehrere Items hinweg gemittelten 
und damit verlässlicheren Basis. Als signifikant 
werden Korrelationen dann bezeichnet (und mit 
* markiert), wenn sich die Unterschiede mit sehr 
hoher Wahrscheinlichkeit nicht durch den Zufall 

Ergebnisse: industrial citizenship, Einflussfaktoren und Bedeutung für die Demokratie 
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erklären lassen. Dies liegt an der Größe des Un-
terschieds, aber auch an der Stichprobengröße. 
Je deutlicher der Unterschied und je größer die 
Datenbasis, desto sicherer die Aussage. 

Erwartungsgemäß finden wir eine aussagekräf-
tige negative Korrelation (r = ,182***) zwischen 
industrial citizenship und der Gesamtskala 
Rechtsextremismus sowie mit deren einzelnen 
Subskalen (Tabelle 8). Das heißt, mit Erfahrun-
gen von Handlungsfähigkeit in der Arbeitswelt 
sinkt die Zustimmung zu extrem rechten Aus-
sagen. Augenfällig ist die stark negative Korre-
lation mit der Subdimension Ausländerfeind-
lichkeit (r = ,249***). Entlang unserer theore-
tischen Überlegungen heißt das, dass gerade 
die Abwertung von Menschen, die nicht zur 
Eigengruppe „der Deutschen“ gezählt werden, 
deutlich reduziert ist, wenn Menschen positi-
ve Erfahrungen am Arbeitsplatz machen. Um-
gekehrt ist auch der übersteigerte Nationalis-
mus und die Überbewertung der Eigengruppe 
(Chauvinismus) negativ korreliert mit industrial 
citizenship7. Menschen, die demokratische Er-
fahrungen am Arbeitsplatz machen, wünschen 
sich auch seltener diktatorische und antidemo-
kratische Elemente (Zustimmung zur Dimension 
rechtsautoritäre Diktatur). Folgen wir unserer 
Argumentation, so sind sie aufbauend auf ihren 

positiven Erfahrungen pluralistischer und de-
mokratischer eingestellt. Der Zusammenhang 
von industrial citizenship und der Dimension 
Verharmlosung des Nationalsozialismus ist mit 
r = ,079*** schwächer als im Falle der anderen 
Dimensionen, aber immer noch eindeutig si
gnifikant. 

In unserer Erhebung haben wir neben der ‚klas-
sischen‘ rechtsextremen Einstellung in ihren 
sechs Dimensionen auch den Autoritarismus, 
die Muslimfeindschaft und weitere Formen des 
Antisemitismus aufgenommen (siehe Kapi-
tel  3.2). Vor allem Muslimfeindlichkeit korre-
liert stark mit den Erfahrungen in der Arbeits-
welt (r = ,279***), je positiver Demokratie am 
Arbeitsplatz erlebt wird, desto weniger äußern 
sich Befragte abwertend gegenüber Muslima 
und Muslimen. Dieser Befund lässt sich ähn-
lich interpretieren, wie jener zur Ausländer-
feindlichkeit: industrial citizenship reduziert 
das Bedürfnis, eine Fremdgruppe abzuwerten. 
Der Zusammenhang mit israelbezogenem und 
dem auf eine Schuldabwehr deutende Form 
des Antisemitismus ist zwar etwas schwächer, 
aber ebenfalls signifikant. Der moderne Anti-
semitismus baut grundsätzlich nicht auf rea-
len Erfahrungen mit Jüdinnen und Juden auf, 
das „Gerücht über die Juden“ (Adorno, 1964) 

7	 In unserer gesamtdeutschen Untersuchung (Kiess und Schmidt 2020) war dieser Zusammenhang nur schwach aus-
geprägt. Eventuell lässt sich hier ein Unterschied zwischen Ostdeutschland und Gesamt- bzw. Westdeutschland aus-
machen. In Ostdeutschland ist der Chauvinismus insgesamt weiter verbreitet, vermutlich auch als Reaktion auf die 
Ohnmachtserfahrungen vieler in der Arbeitswelt. Dort wo in der Arbeitswelt aber gute Erfahrungen gemacht werden, 
ist auch der Chauvinismus schwächer ausgeprägt. In Westdeutschland hingegen scheinen positive industrial citizen
ship-Erfahrungen kaum gegen nationalistische Einstellungen zu wirken, was als Hinweis auf einen hier vorherrschen-
den Standortnationalismus im Sinne der Privilegiensicherung verstanden werden kann. 
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dient vielmehr als ressentimentbehaftetes, 
vereinfachtes Erklärungsbild der modernen Ge-
sellschaft (Kiess u. a. 2020). Offenbar können 
positive Erfahrungen in der Arbeitswelt dem 
etwas entgegensetzen, aber weniger, als bei 
anderen Dimensionen antidemokratischer Ein-
stellung. Schließlich beobachten wir einen sub-
stantiellen negativen Zusammenhang zwischen 
industrial citizenship und Autoritarismus. Hier 
lässt sich aus theoretischen Gründen vermuten 

(wenn auch nicht empirisch nachweisen), dass 
die Kausalität keine Einbahnstraße ist: negative 
Erlebnisse in der Arbeitswelt tragen als lebens-
lange Sozialisation zur Verfestigung autoritärer 
Persönlichkeitseigenschaften bei. Gleichzei-
tig könnte eine charakterliche Disposition zu 
sozialer Konformität, zum Beispiel durch die 
Verhinderung der Entwicklung von Autonomie, 
positiven Erfahrungen von industrial citizen
ship entgegenwirken.

Tabelle 8:
Zusammenhang zwischen industrial citizenship und rechtsextremer bzw. antidemokratischer 
Einstellung 

Antidemokratische Einstellungsdimension Industrial citizenship

Befürwortung einer rechtsautoritären Diktatur -,155***

Chauvinismus -,162***

Ausländerfeindlichkeit -,249***

(Tradierter) Antisemitismus -,136***

Sozialdarwinismus -,107***

Verharmlosung des Nationalsozialismus -,079***

Rechtsextreme Einstellung (Gesamtskala) -,182***

Muslimfeindlichkeit -,279***

Schuldabwehrantisemitismus -,095***

Israelbezogener Antisemitismus -,068**

Autoritarismus -,178***

Quelle: Eigene Darstellung. ***: p < .001

Ergebnisse: industrial citizenship, Einflussfaktoren und Bedeutung für die Demokratie 
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Zum besseren Verständnis bietet Tabelle 9 
noch einmal eine separate Darstellung für die 
der Dimension Ausländerfeindlichkeit zuge-
ordnete Aussage „Die Ausländer kommen nur 
hierher, um unseren Sozialstaat auszunutzen“ 
und industrial citizenship in Prozentwerten. 
Die Befragten, welche die ausländerfeindliche 
Aussage ablehnen, zeigen ein deutlich höheres 
Handlungsfähigkeitserleben in der Arbeitswelt, 
als diejenigen, welche der ausländerfeindlichen 
Aussage zustimmen. Zum Beispiel ist der Anteil 
der Personen, die von einem offenen Klima für 
Gewerkschaften und Betriebsräte berichten (Zei-

le 3) bei der Antwortmöglichkeit „lehne voll und 
ganz ab“ mit 60,3 Prozent doppelt so hoch wie 
bei der Kategorie „stimme voll und ganz zu“. 

Die in Tabelle 10 zusammengefassten Korre-
lationen zwischen industrial citizenship und 
Demokratiezufriedenheit verdeutlichen, dass 
Erfahrungen von Beteiligung, Solidarität und 
Anerkennung in der Arbeitswelt nicht nur zur 
Reduzierung rechtsextremer Einstellungen bei-
tragen können, sondern auch mit einem posi-
tivem Demokratieverständnis sowie weniger 
ausgeprägten Gefühlen politischer Deprivation 

Tabelle 9:
Industrial citizenship und Zustimmung zur Aussage „Die Ausländer kommen nur hierher, 
um unseren Sozialstaat auszunutzen“ 

Lehne 
voll und 
ganz ab

Lehne 
überwiegend 

ab

Stimme teils 
zu, lehne 
teils ab

Stimme 
überwiegend 

zu

Stimme 
voll und 
ganz zu

Ich fühle mich bei Entschei-
dungen im Arbeitsalltag 
übergangen.

5,9 % 8,3 % 11 % 16,2 % 25,4 %

In meinem Betrieb kann ich 
offen über Betriebsräte und 
Gewerkschaften sprechen.

60,3 % 57,9 % 52,8 % 42,1 % 30 %

Probleme oder Konflikte im 
Betrieb löse ich am besten 
gemeinsam mit den Kollegen 
und Kolleginnen.

75,4 % 75,8 % 68,4 % 63,3 % 58,8 %

Wenn ich in meinem Betrieb 
aktiv werde, kann ich etwas 
zum Positiven verändern.

65,3 % 62,8 % 51,7 % 45,1 % 37,5 %

Quelle: Eigene Darstellung. Dargestellt wird je Einzelitem zusammengefasst der Anteil der Befragten in Prozent, der den 
Einzelaussagen zur industrial citizenship (IC) „überwiegend“ und „voll und ganz“ zugestimmt hat.
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einhergehen. Gerade die politische Deprivation 
ist ein Problemanzeiger für die politische Kul-
tur und in Deutschland in den letzten Jahren 
angestiegen (Decker u. a. 2022b, 66 f.). Dabei 
geht es, so lassen es unsere Ergebnisse hier 
vermuten, nicht nur um die allgemeine Politik 
und Frust über Entscheidungen auf der Bun-
desebene, sondern auch um die Erfahrungen 
im Alltag, etwa im vorpolitischen Raum des Be-
triebes. Wenn Demokratie hingegen auch hinter 
dem Werkstor erfahrbar ist, wirkt sich das auf 
das politische Deprivationserleben insgesamt 
aus. 

Um den wichtigen Zusammenhang zwischen 
Arbeitswelterfahrungen und politischer Depri-
vation herauszustellen, bietet Tabelle 11 einen 
Überblick der Zustimmung zur Aussage „Ich hal-
te es für sinnlos, mich politisch zu engagieren“ 
für die Befragten mit positiv ausgeprägter indus-
trial citizenship. Hier zeigt sich: Das Handlungs-
fähigkeitserleben in der politischen und in der 
betrieblichen Arena hängen zusammen. Unter 
den Befragten, welche der Aussage „Ich halte es 
für sinnlos, mich politisch zu engagieren“ voll 
und ganz zustimmen (Spalte ganz rechts), ist 
der Anteil an positivem Beteiligungserleben im 

Tabelle 10:
Zusammenhang zwischen industrial citizenship und Einstellungen zu Demokratie und Politik

Industrial citizenship

Demokratiezufriedenheit

Demokratie als Idee  ,164***

Demokratie wie in Verfassung 
festgelegt  ,094***

Demokratie wie in Deutschland 
umgesetzt  ,155***

Politische Deprivation

Leute wie ich haben sowieso keinen 
Einfluss darauf, was die Regierung tut -,249***

Ich halte es für sinnlos, mich politisch 
zu engagieren -,199***

Quelle: Eigene Darstellung. ***: p < .001

Ergebnisse: industrial citizenship, Einflussfaktoren und Bedeutung für die Demokratie 
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Betrieb deutlich geringer als bei jenen, welche 
die Aussage voll und ganz ablehnen (Spalte ganz 
links).

Um zu prüfen, ob industrial citizenship auch 
dann noch statistische Relevanz für die Erklä-
rung von rechtsextremen Einstellungen besitzt, 
wenn die (möglichen) Einflüsse anderer Varia-
blen herausgerechnet werden, haben wir eine 
hierarchische multiple Regression durchgeführt 
(Tabelle 12). Das multivariate statistische Ver-
fahren der Regressionsanalyse dient dazu, eine 
zu erklärende Variable, in unserem Fall rechts-
extreme Einstellung, durch verschiedene ande-
re Variablen (‚Prädiktoren‘) vorherzusagen. Je 
größer die standardisierten Regressionskoeffi-

zienten in der Tabelle, desto stärker ist der Ein-
fluss. Wie zuvor gibt das Signifikanzniveau auch 
hier an, ob der gefundene Zusammenhang ei-
nen tatsächlichen Einfluss wiedergibt oder auf 
statistischem Zufall beruht. Vor allem interes-
siert uns der Einfluss von industrial citizenship. 
Entsprechend kontrollieren wir schrittweise für 
verschiedene soziodemographische Variablen 
wie Alter, Geschlecht, Bildung, Migrationshin-
tergrund, Haushaltseinkommen oder Wohnort-
größe. Denn theoretisch wäre es denkbar, dass 
unter den hier befragten Lohnabhängigen die 
positive Erfahrungen mit industrial citizenship 
gemacht haben beispielsweise viele Menschen 
mit Migrationshintergrund vertreten sind. Wür-
de dies in den statistischen Berechnungen nicht 

Tabelle 11:
Industrial citizenship und Zustimmung zur Aussage „Ich halte es für sinnlos, mich politisch 
zu engagieren“

Lehne voll 
und ganz ab

Lehne 
überwiegend ab

Stimme 
überwiegend zu

Stimme voll 
und ganz zu

Ich fühle mich bei Entschei-
dungen im Arbeitsalltag 
übergangen.

5,7 % 8,8 % 14,2 % 21 %

In meinem Betrieb kann ich 
offen über Betriebsräte und 
Gewerkschaften sprechen.

67,3 % 55,3 % 45,8 % 36,9 %

Probleme oder Konflikte im 
Betrieb löse ich am besten 
gemeinsam mit den Kollegen 
und Kolleginnen.

86,1 % 71,1 % 62,3 % 64,5 %

Wenn ich in meinem Betrieb 
aktiv werde, kann ich etwas 
zum Positiven verändern.

73,8 % 57,9 % 47,1 % 42,3 %

Quelle: Eigene Darstellung. Dargestellt wird je Einzelitem zusammengefasst der Anteil der Befragten in Prozent, der den 
Einzelaussagen zur industrial citizenship „überwiegend“ und „voll und ganz“ zugestimmt hat.
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berücksichtigt, könnte die konstatierte niedrige-
re rechtsextreme Einstellung im Migrationshin-
tergrund der Menschen begründet liegen, nicht 
in ihren Partizipationserfahrungen im Betrieb. 
Durch eine Hinzunahme der Variable wird diese 
‚Verwechslung‘ ausgeschlossen. In einem wei-
teren Schritt nehmen wir anschließend auch An-
gaben zum Vorhandensein eines Personal- oder 
Betriebsrats sowie die Gewerkschaftsmitglied-
schaft, zur individuellen und kollektiven Depri-
vation sowie den Autoritarismus in das Modell 
auf. Die Variablen wurden schrittweise in das 
Modell eingeführt, sodass ersichtlich wird, un-
ter welchen Bedingungen industrial citizenship 
eine relevante Einflussgröße bleibt. Durch das 
hinzuziehen weiterer Variablen verringert sich 
die Fallzahl (siehe letzte Zeile) jeweils leicht, da 
Fehlwerte zum Ausschluss der Fälle führen. 

Als Ergebnis lässt sich festhalten, dass indus-
trial citizenship auch unter Berücksichtigung 
einer Reihe von Kontrollvariablen einen signi-
fikanten Einfluss auf die Ausprägung rechts-
extremer Einstellung behält, wobei dieser Ein-
fluss erwartungsgemäß etwas zurückgeht, je 
mehr weitere Variablen aufgenommen werden 
(Schritte 1 bis 5). Die Hinzunahme der Variablen 
Bildung (Schritt  3) sowie der Beurteilung der 
wirtschaftlichen Lage Deutschlands (Schritt  5) 
bereinigen aber nicht nur den Einfluss von in-
dustrial citizenship teilweise. Die Kombination 
der verschiedenen Variablen erhöht auch die 
Erklärungskraft des Modells (siehe den R2-
Wert in der vorletzten Zeile): Erklärt das Modell 
im Schritt 1 nur drei Prozent der festgestellten 
Varianz in der rechtsextremen Einstellung zwi-

schen Personen mit und ohne Erfahrungen von 
industrial citizenship, so sind es im fünften Mo-
dell – unter Hinzunahme weiterer Variablen – 
bereits 23 Prozent. Dass industrial citizenship 
unter Berücksichtigung all dieser Kontrollen 
weiterhin signifikanten Einfluss auf die rechts-
extreme Einstellung hat, ist ein starker Beleg 
für unsere theoretischen Ausgangsüberlegun-
gen. In Schritt 6 haben wir auch den Autorita-
rismus mit in das Modell aufgenommen. Dies 
erhöht die Erklärkraft noch einmal deutlich und 
53  Prozent der Varianz können durch die nun 
im Modell enthaltenen Variablen erklärt wer-
den. Der sehr starke Zusammenhang zwischen 
Autoritarismus und rechtsextremer Einstellung 
führt jedoch dazu, das andere Variablen wie in-
dustrial citizenship kaum noch ins Gewicht fal-
len. Selbst der große Einfluss der Bildung geht 
deutlich zurück. Unter anderem Autoritarismus 
und Bildung sowie Autoritarismus und industrial 
citizenship weisen (teilweise) eine gemeinsame 
Varianz auf, korrelieren also für sich genommen 
schon miteinander: Sind (jeweils) beide Vari-
ablen im Modell enthalten verlieren industrial 
citizenship und Bildung ihren Einfluss. Auffal-
lend ist zudem der hohe Stellenwert, den die 
allgemeine wirtschaftliche Lage in Deutschland 
hat. Die wahrgenommene Bedrohung des „Wirt-
schaftsstandorts Deutschlands“ hat im Model 5 
die größte Erklärungskraft für rechtsextreme Ein-
stellungen. Und auch wenn Autoritarismus als 
Erklärungsfaktor hinzutritt, bleibt es der zweit-
stärkste Einflussfaktor. Wir vermuten, dass diese 
extreme Bedrohungswahrnehmung nicht nur die 
Furcht vor realen Konsequenzen eines ökono-
mischen Abschwungs ausdrückt, sondern auch 

Ergebnisse: industrial citizenship, Einflussfaktoren und Bedeutung für die Demokratie 
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darauf verweist, dass die nationale Wirtschaft in 
Deutschland eine idealisierte Größe ist, die eine 
stabilisierende Funktion für die Identität der Ein-
zelnen hat. Im deutschen „Wachstumsfetischis-

mus“ (Wehler 2008, 48) kann man entsprechend 
auch eine Form von Nachleben der NS-Ideologie 
„Deutscher Arbeit“ im Sinne eines sekundären 
Autoritarismus vermuten (Decker 2016).

Tabelle 12:
Hierarchisch aufgebautes Regressionsmodell zum Zusammenhang von industrial citizenship 
und rechtsextremer Einstellung 

Rechtsextremismus

Schritt 1 Schritt 2 Schritt 3 Schritt 4 Schritt 5 Schritt 6

Industrial citizenship -,182*** -,167*** -,127*** -,105*** -,100*** -,021

Alter  ,083**  ,062**  ,059*  ,035 -,003

Geschlecht -,054* -,056* -,060* -,070** -,041

Migrationshintergrund -,074** -,061* -,064* -,040 -,011

Haushaltseinkommen -,070** -,028 -,031 -,009 -,006

Wohnortgröße -,042 -,028 -,032 -,030 -,007

Bildung -,268*** -,256*** -,201*** -,093***

Gewerkschafts-
mitgliedschaft -,077** -,061* -,005

Betriebsrat -,055* -,056* -,057**

Wirtschaftliche Lage 
Deutschlands   ,304***  ,155***

Eigene wirtschaftliche 
Lage   ,065*   ,080***

Autoritarismus   ,599***

R2  ,03***  ,05***  ,11***  ,12***   ,23***   ,53***

Anzahl Befragte 1.643 1.609 1.603 1.462 1.456 1.443

Quelle: Eigene Darstellung. *** p < .001; ** p < .01; * p < .05
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Um das Verhältnis von Autoritarismus und indus-
trial citizenship genauer zu ergründen, haben wir 
in einem letzten Untersuchungsschritt eine Me-
diationsanalyse (Heyes 2018) durchgeführt. So 
wird überprüft, ob der Effekt von Autoritarismus 
auf Rechtsextremismus von industrial citizenship 
mediiert, das heißt vermittelt, wird. Die Berech-
nungen ergaben einen kleinen, aber signifikan-
ten indirekten Effekt8. Die in Abbildung 5 abgebil-
deten Effekte – Autoritarismus erhöht rechtsex
treme Einstellung deutlich und wirkt gleichzeitig 
negativ auf industrial citizenship-Erfahrungen, 
wobei industrial citizenship ihrerseits rechtsex

treme Einstellung verringert – lassen sich wie folgt 
zusammenfassen: Autoritarismus begünstigt die 
Entstehung von rechtsextremer Einstellung nicht 
nur über seinen direkten Einfluss, sondern auch, 
indem er der Wahrnehmung von industrial citi-
zenship entgegenwirkt. Auch wenn also objektiv 
die Bedingungen im Betrieb hinsichtlich demo-
kratischer Beteiligungsmöglichkeiten, Solidarität 
unter den Kolleg*innen usw. gut sind, sehen das 
autoritär Eingestellte tendenziell nicht so. Was 
bereits in der Gesellschaft an autoritärer Persön-
lichkeit geformt ist, kann dann auch nicht gänz-
lich im Betrieb verändert werden. 

8	 Die entsprechenden statistischen Werte lauten ab = ,0105, 95 %-KI[,0036, ,0195].

Ergebnisse: industrial citizenship, Einflussfaktoren und Bedeutung für die Demokratie 

Abbildung 5: 
Vermittlung des Effekts von Autoritarismus auf die rechtsextreme Einstellung durch industrial 
citizenship

Quelle: Eigene Darstellung. *** p < .001; ** p < .01; * p < .05

Autoritarismus Rechtsextremismus

Industrial 
citizenship

b = -,064**a = -,165***

c = ,669***
c‘ = ,659***
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Exkurs: Gewerkschaftsmitgliedschaft, 
Betriebsräte und politische Einstellungen

In einem kleinen Exkurs wollen wir hier noch 
einmal gesondert auf die Auswirkungen der 
Gewerkschaftsmitgliedschaft und des Vorhan-
denseins eines Betriebs- oder Personalrats auf 
politische Einstellungen eingehen. Wie der Re-
gressionstabelle oben zu entnehmen ist, sind 
die Effekte dieser beiden institutionellen Varia-
blen auf rechtsextreme Einstellung niedriger als 
jene der gemachten Erfahrungen von industrial 
citizenship und nur schwach signifikant. Den-
noch hat zum Beispiel das Vorhandensein eines 
Betriebsrates einen (kleinen) Einfluss auf de-
mokratische Einstellungen und sollte nicht ver-
nachlässigt werden, auch weil Betriebsräte und 
Gewerkschaftsmitgliedschaft wiederum – wie in 
Abschnitt 4.1 gezeigt – industrial citizenship-
Erfahrungen stärken. 

Setzt man das berichtete Vorhandensein eines 
Betriebs- oder Personalrates mit der rechtsex-
tremen Einstellung in Beziehung, so zeigt sich 
ein stark negativer Zusammenhang mit der Zu-
stimmung zu einer rechtsautoritären Diktatur 
(Tabelle 13). Ansonsten sind die Zusammenhän-
ge schon ohne die Berücksichtigung von Kon
trollvariablen schwächer ausgeprägt, im Falle des 
tradierten Antisemitismus nicht und im Falle der 
Ausländerfeindlichkeit nur schwach signifikant. 
Für den Chauvinismus, den Sozialdarwinismus 
sowie die Verharmlosung des Nationalsozialis-
mus sind die Effekte aber eindeutig signifikant, 
das Vorhandensein eines Betriebs- oder Perso-
nalrates wirkt offenbar gegen diese Ausprägun-
gen rechtsextremer Einstellung. 

Schließlich sind in der letzten Spalte der Ta-
belle  13 die Zusammenhangsmaße (Korrela-
tionskoeffizienten) zwischen Gewerkschafts-
mitgliedschaft und rechtsextremer Einstellung 
abgebildet. Im Vergleich zu den Korrelationen 
mit industrial citizenship sind die Koeffizienten 
ebenfalls kleiner (und für die Verharmlosung 
des Nationalsozialismus nicht signifikant). Von 
dieser Dimension abgesehen geht aber auch 
die Gewerkschaftsmitgliedschaft mit geringeren 
Werten auf der Rechtsextremismusskala einher 
(zur Einschränkung durch verschiedene Kontroll-
variablen siehe die Regressionstabelle oben). 
Dieser Befund ist nicht selbstverständlich, immer 
wieder haben Studien ähnlich hohe Rechtsextre-
mismus-Werte im Vergleich zwischen Mitgliedern 
und Nichtmitgliedern aufgezeigt. Dies lässt sich 
damit begründen, dass Gewerkschaften einen 
Spiegel der Gesellschaft darstellen, auch weil die 
DGB-Gewerkschaften in den unterschiedlichen 
Branchen sehr unterschiedliche Milieus von An-
gestellten über Arbeiter*innen, Lehrer*innen und 
Polizeibeamt*innen bis hin zu Hoch- und Gering-
qualifizierten organisieren. Darüber hinaus fra-
gen wir in unserer Studie nicht nach der Art der 
Gewerkschaft, sodass neben DGB-Mitgliedschaf-
ten auch Mitgliedschaften im Beamtenbund und 
weiteren Organisationen angegeben werden. 
Zum Selbstverständnis der Gewerkschaften in 
Deutschland gehört es jedoch, insbesondere 
nach der Geschichte der eigenen Verfolgung im 
Nationalsozialismus explizit antifaschistische 
Positionen zu vertreten. Entsprechend werden sie 
von rechtsextremen Kampagnen immer wieder 
angefeindet. Wir vermuten, dass die politische 
Positionierung von Gewerkschaften (langfristig) 
durchaus eine sozialisierende Wirkung auf die 
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Mitglieder haben kann. Dies müsste aber mit 
Langzeitstudien näher untersucht werden (siehe 
aber bereits Hentges u. a. 2003).

Abseits der ‚klassischen‘ rechtsextremen Einstel-
lungen zeigt sich für die Muslimfeindschaft ein 
deutlicher Zusammenhang zum Vorhandensein 
eines Betriebsrats: Ist ein solcher vorhanden, 
sinkt die Bereitschaft Menschen aufgrund ihres 
muslimischen Glaubens abzuwerten deutlich. 
Die Gewerkschaftsmitgliedschaft zeitigt keinen 

solchen Effekt. Darüber hinaus gibt es eben-
falls keinen Zusammenhang zwischen Gewerk-
schaftsmitgliedschaft und Betriebsrat und den 
beiden zusätzlich gemessenen Ausprägungsfor-
men des modernen Antisemitismus. Bereits in 
unserer Untersuchung oben zur industrial citi-
zenship waren diese weniger sozial geächteten 
Formen des Antisemitismus (im Vergleich zum 
tradierten Antisemitismus, der direkt auf Jüdin-
nen und Juden bezogen ist) weniger abhängig 
von Erfahrungen in der Arbeitswelt.

Ergebnisse: industrial citizenship, Einflussfaktoren und Bedeutung für die Demokratie 

Tabelle 13:
Zusammenhang zwischen Gewerkschaftsmitgliedschaft/Vorhandensein von Betriebs- oder 
Personalrat und rechtsextremer bzw. antidemokratischer Einstellung 

Betriebs- oder Personalrat 
vorhanden

Gewerkschaftsmitglied­
schaft vorhanden

Befürwortung einer rechtsautoritären 
Diktatur -,149*** -,077***

Chauvinismus -,099*** -,073***

Ausländerfeindlichkeit -,066* -,087***

(Tradierter) Antisemitismus -,038 -,064***

Sozialdarwinismus -,089*** -,077***

Verharmlosung des Nationalsozialismus -,090*** -,019

Rechtsextreme Einstellung (Gesamtskala) -,105*** -.079***

Muslimfeindlichkeit -,087*** -,033

Schuldbezogener Antisemitismus ,018 -,021

Israelbezogener Antisemitismus -,030 -,007

Autoritarismus -,047 -,099***

Quelle: Eigene Darstellung. 
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Tabelle 14 bietet eine vereinfachte Darstellung 
des Zusammenhangs zwischen dem berichteten 
Vorhandensein kollektiver Formen der Interes-
senvertretung und der Aussage „Was Deutsch-
land jetzt braucht, ist eine einzige starke Partei, 
die die Volksgemeinschaft insgesamt verkör-
pert“. Mit höherer Zustimmung wird der Anteil 
der Befragten, die angeben Gewerkschaftsmit-
glied zu sein oder einen Personal- bzw. Betriebs-
rat auf der Arbeitsstelle zu haben, geringer. 

Insgesamt lässt sich aus den hier berichteten 
Ergebnissen schließen, dass die Schutzwirkung 
der Mitbestimmung gegen antidemokratische 
Einstellungen erst dann richtig greift, wenn sich 
institutionelle Arrangements auch in konkretes 
Handlungsfähigkeitserleben im Betrieb überset-
zen. Das Vorhandensein von Betriebs- und Perso-
nalräten oder eine Gewerkschaftsmitgliedschaft 
alleine reichen nicht aus, auch wenn sie eine 
minimal demokratisierende Wirkung entfalten. 

Tabelle 14:
Verbreitung von Betriebsräten und Gewerkschaftsmitgliedschaft unter den Befürworter*innen und 
Gegner*innen der Aussage „Was Deutschland jetzt braucht, ist eine einzige starke Partei, die die 
Volksgemeinschaft insgesamt verkörpert“

Lehne voll 
und ganz ab

Lehne 
überwiegend 

ab

Stimme 
teils zu, lehne 

teils ab

Stimme 
überwiegend 

zu

Stimme 
voll und 
ganz zu

Vorhandensein 
von Betriebs- 
bzw. Personal­
räten

Nein 43,6 % 50,2 % 54,8 % 50 % 55,9 %

Ja 56,4 % 49,8 % 45,2 % 50 % 44,1 %

Gewerkschafts­
mitgliedschaft

Nein 86,6 % 89,3 % 90,3 % 94,1 % 94,1 %

Ja 13,5 % 10,7 % 9,7 % 5,9 % 5,8 %

Quelle: Eigene Darstellung. Abweichungen von 100 Prozent ergeben sich durch Rundungen.
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5	 Zusammenfassung und Diskussion  

In diesem Arbeitsheft sind wir der Frage nachge-
gangen, inwiefern positive Erfahrungen von An-
erkennung, Mitbestimmung und Solidarität im 
Arbeitsleben – zusammengefasst als die Erfah-
rung von industrial citizenship – möglicherwei-
se die Verbreitung rechtsextremer Einstellung in 
den ostdeutschen Bundesländern einschränken 
könnte. Um diese Frage zu beantworten, sind 
wir nach einigen theoretischen Überlegungen 
in mehreren Analyseschritten vorgegangen. Zu-
nächst haben wir zeigen können, dass positi-
ve Erfahrungen von Handlungsfähigkeit in der 
Arbeitswelt in Sachsen und Thüringen etwas 
weniger verbreitet sind als in den anderen ost-
deutschen Bundesländern. Allerdings sind in 
Sachsen wiederum Betriebs- und Personalräte 
als institutionalisierte Formen von industrial citi-
zenship stärker vertreten. Beide Faktoren – insti-
tutionelle Voraussetzungen wie Gewerkschafts-
mitgliedschaft und Personal- bzw. Betriebsräte 
sowie subjektiv erfahrene Handlungsfähigkeit 
am Arbeitsplatz – gehen miteinander einher: 
Der gewerkschaftliche Organisationsgrad so-
wie die Existenz von Betriebs- und Personal
räten sind förderlich für die erfahrene industrial 
citizenship. Allerdings können weitere Aspekte 
auf Betriebs- oder Länderebene wie eine gewerk-
schaftsfeindliche oder auch politikverdrossene 
Stimmung in die Erfahrungen am Arbeitsplatz 
hineinspielen – und, wie in Sachsen, die posi-
tiven Effekte der Institutionen ‚überkompensie-

ren‘. Somit sind Betriebsräte und Gewerkschaf-
ten ein erster Schritt, aber kein Garant für de-
mokratische Erfahrungen, wie unsere Analysen 
gezeigt haben. Es kommt immer darauf an, wie 
die rechtlich-institutionellen Möglichkeiten im 
Betrieb mit Leben gefüllt werden. 

Zu diesen Ergebnissen passt, dass in Wissen-
schaft und Forschung die Diskussion über die 
Rolle der (institutionellen) Mitbestimmung wi-
dersprüchlich ist: Er schwankt zwischen einer-
seits der Hoffnung, sie könne im Kampf gegen 
die rechtsextreme Konjunktur eine Schlüsselrol-
le einnehmen und andererseits der Kritik, sie tra-
ge in ihrer gegenwärtigen, oft wenig partizipati-
ven Praxis selbst dazu bei, den arbeitsweltlichen 
Nährboden für rechtsextreme Orientierungen zu 
bereiten. Dass unsere Ergebnisse eine positive 
Wirkung von Institutionen und Erfahrungen der 
Mitbestimmung auf die politischen Einstellun-
gen zeigen – in der Gesamtschau und abstrakt 
für eine repräsentative Stichprobe (das heißt 
nicht für einzelne Betriebe, wo dies anders sein 
mag) – steht dieser Kritik zunächst entgegen. 
Andere Untersuchungen haben allerdings da
rauf hingewiesen, dass Gewerkschaften und Be-
triebsräte mitunter selbst als „Teil des betrieb
lichen Establishments“ wahrgenommen werden 
(Sauer und Detje, 2019, S. 166). Die mitbestim-
mungsfeindliche Stimmung in der Arbeitswelt 
geht dann nicht nur von den Unternehmensfüh-
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rungen aus, sondern ist auch in der Belegschaft 
verbreitet. Ob es einen Betriebsrat gibt, ist dann 
zweitrangig – und auch in unserer Analyse war 
der Einfluss der Mitbestimmungserfahrung im-
mer wichtiger als die reine Existenz eines Be-
triebsrates –, demokratische Erfahrungen in der 
Arbeitswelt sind damit nicht automatisch abge-
sichert. Zumal die große subjektive Bedeutung, 
welche die allgemeine wirtschaftliche Lage auch 
auf Kosten der eigenen Beteiligungsmöglichkeit 
hat, eine deutliche Limitierung von Demokrati-
sierungsprozessen in Unternehmen darstellt. 
Hier ist im Sinne einer Mentalitätsgeschichte 
auch ein ideologisches Einfallstor für extrem 
rechte Akteure zu sehen (Lohl und Moré 2014). 
Extrem Rechte können sich in solchen Situa
tionen als die „echte innerbetriebliche Opposi-
tion“ positionieren und für die Wut, Frustration 
und Wünsche der Beschäftigten ein Ventil bie-
ten, während sie diese mit völkisch-identitären 
Deutungsmustern verknüpfen (Dörre u. a. 2018, 
S. 75 ff.; Hilmer u. a. 2017, S. 19 ff.; Decker 2019). 
Trotzdem und gerade deswegen gilt es, hierge-
gen eine beteiligungs-, konflikt- und mobilisie-
rungsorientierte Mitbestimmungskultur zu set-
zen. Durch die Erfahrungen von Solidarität, (kol-
lektiver) Wirksamkeit und politischer Gestaltung 
kann dem arbeitsweltlichen Ohnmachtserleben 
und seinen regressiven Bearbeitungsformen ent-
gegengewirkt werden (Hilmer u. a. 2017; Sauer 
und Detje, 2019, S. 50). 

Die weiteren Ergebnisse unseres hier vorliegen-
den Arbeitspapiers bestätigen diese Perspektive 
und auch unsere vorangegangene Untersuchung 
mit einer bundesweiten Repräsentativbefragung 

(Kiess und Schmidt 2020) zeigt: Positiv erlebte 
industrial citizenship verringert die Zustimmung 
zu rechtsextremen Aussagen deutlich und stärkt 
umgekehrt demokratische Einstellungen. Dieser 
Zusammenhang bleibt auch unter Berücksichti-
gung einer Reihe von Kontrollvariablen bestehen. 
Erst wenn wir den Autoritarismus in die Analyse 
aufnehmen, wird die Beziehung zwischen indus-
trial citizenship und rechtsextremer Einstellung 
insignifikant. Dieser Befund ist ob des starken 
Zusammenhangs von Autoritarismus und rechts-
extremer Einstellung einerseits erwartbar. Ande-
rerseits stellen sich hier Anschlussfragen, denen 
die Forschung weiter nachgehen sollte. So ist zu 
vermuten, dass eine bereits erworbene autori-
täre Einstellung durch negative Erfahrungen in 
der Arbeitswelt verfestigt wird, sich aber auch 
durch positive Erfahrungen nur langsam auflö-
sen lässt. Autoritarismus könnte allerdings auch 
positive Erfahrungen im Vorhinein verhindern, 
indem autoritär Eingestellte zum Beispiel wenig 
Interesse an einem solidarischen Miteinander 
im Betrieb zeigen. Dafür gibt der von uns unter-
suchte Mediationseffekt erste Hinweise: Autori-
tarismus begünstigt die Entstehung rechtsextre-
mer Einstellung nicht nur direkt, sondern auch 
indirekt, indem er der Erfahrung von industrial 
citizenship entgegenwirkt. Anders gesagt: Eine 
durch Sozialisation und Gesellschaft geform-
te autoritäre Persönlichkeit kann allein durch 
Handlungsfähigkeitserfahrungen im Betrieb 
nicht verändert werden. Sie hängt mit einer auto-
ritären Dynamik in der Gesellschaft zusammen, 
in der sich die scheinbar allgemeinen Interessen 
(der deutschen Wirtschaft) immer noch legitim 
auf Kosten der Einzelnen durchsetzen dürfen – 
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selbst aus Sicht der Betroffenen. Diesen Inter-
pretationsangeboten sollte die Forschung auch 
im Sinne praxisnaher Handlungsempfehlungen 
nachgehen. 

Unsere Ergebnisse sind vor allem, aber nicht nur 
für die ostdeutschen Bundesländer relevant. Die 
Wahlerfolge der AfD und die Verankerung dieses 
und weiterer extrem rechter Akteure in vielen 
Regionen zeigt die Gefahr einer rechten Hege-
monie insbesondere im ländlichen Raum auf. 
Die Mobilisierungserfolge im Zuge der Proteste 
gegen die staatlichen Corona-Maßnahmen, aber 
auch zuvor (und derzeit wieder in zunehmendem 
Maße) gegen Geflüchtetenunterkünfte (Stich-
wort PEGIDA) sind warnende Beispiele. Solche 
Entwicklungen sind nicht von heute auf morgen 
gekommen und ebenfalls nicht kurzfristig zu-
rückzudrehen. Beachtet werden sollte bei der 
Suche nach Gegenstrategien jedoch die hohe 
politische Deprivation, die in Ostdeutschland 
deutlich weiter verbreitet ist als im Westen und 
die ebenfalls höheren Werte der Ausländer-
feindlichkeit (Decker u. a. 2023). Die politische 
Deprivation, das Gefühl, keinen Einfluss auf die 
Politik zu haben, korreliert stark mit industrial 
citizenship-Erfahrungen, das heißt fehlende 
demokratische Erfahrungen in der Arbeitswelt 
gehen mit generalisierter Politikverdrossenheit 
einher. Aus den vorpolitischen Frustrationen 
und der Wut über „die Dinge“ speist sich das 
Ressentiment gegen „die da oben“, gegen die 
Demokratie und gegen alle, die nicht so sind wie 
man selbst. Langfristig können hier positive Er-
fahrungen mit der Demokratie Abhilfe schaffen. 
Diese Erfahrungen müssen ihrerseits bereits im 

„vorpolitischen“ Raum gemacht werden, also im 
Alltag, in der Schule (Kiess 2022) oder eben in 
der Arbeitswelt. 

Um der Verbreitung rechtsextremer Einstellung 
vorzubeugen, ist die Demokratisierung der 
Wirtschaft aus unserer Sicht ein unabdingbarer 
Baustein. Wenn Beschäftigte in diesem wich-
tigen Lebensbereich statt Ungerechtigkeit und 
Frustration demokratische Handlungsspielräu-
me wahrnehmen können, stärkt das ihre de-
mokratischen Einstellungen und verringert das 
Risiko, dass in antipluralistischen Ideologien 
und dem Ressentiment gegen Andere Kompen-
sation gesucht wird. Politisch gibt es über Ver-
gaberichtlinien oder die Erleichterung der Be-
triebsratsgründung sowie -arbeit hier weiterhin 
Verbesserungsmöglichkeiten. Das sogenannte 
‚Union Busting‘ und illegales Vorgehen gehen 
Betriebsräte bleibt auch in Deutschland ein 
ernstzunehmendes Problem (Boewe und Schul-
ten 2013; Rügemer und Wigand 2014; Thünken 
u. a. 2019; Behrens und Dribbusch 2020) das 
politisch bekämpft werden muss – enthält es 
angesichts unserer Ergebnisse nicht zuletzt 
auch eine demokratiegefährdende Kompo-
nente. Auf Arbeitgeberseite sollten die Vortei-
le einer demokratisch eingestellten, mit ihren 
Arbeitsbedingungen (nicht nur oberflächlich) 
zufriedenen Belegschaft gesehen werden. Auf 
gewerkschaftlicher Seite kommt es darauf an, 
Mitbestimmung beteiligungs-, konflikt- und mo-
bilisierungsorientiert zu gestalten. Kurzum: Der 
Einsatz für Mitbestimmung und Beteiligung im 
Wirtschaftsleben ist kein Allheilmittel – aber ein 
direkter Einsatz für die Demokratie.

Zusammenfassung und Diskussion 
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Tabelle A:
Statistisch signifikante Unterschiede zwischen den Bundesländern für die Items zur Messung 
der industrial citizenship

Item 1 Sachsen signifikant häufiger als  

Brandenburg (p < .05 (MDiff = -1719, 95 %-CI[-,3221; -,0216]))

Mecklenburg-Vorpommern (p < .05 (MDiff = -2339, 95 %-CI[-,4170, -,0508]))

Sachsen-Anhalt (p < .01 (MDiff = -,2179, 95 %-CI[-,3733, -,0625]))

Item 2 Sachsen signifikant häufiger als 

Brandenburg (p < .001 (MDiff = -0,2948, 95 %-CI[-0,4660; -,1236]))

Mecklenburg-Vorpommern (p < .05 (MDiff = -0,2401, 95 %-CI[-,4487, -,0315]))

Sachsen-Anhalt (p < .001 (MDiff = -0,3119, 95 %-CI[-4889, -,1348]))

Ost-Berlin (p < .006 (MDiff = -,5386, 95 %-CI[-,7855, -,2916]))

Item 2 Ost-Berlin signifikant häufiger als 

Mecklenburg-Vorpommern (p < .05 (MDiff = 0,2985, 95 %-CI[,0089, ,5580]))

Thüringen (p < .001 (MDiff = ,5228, 95 %-CI[2509, ,7947]))

Item 2 Thüringen signifikant häufiger als

Brandenburg (p < .001 (MDiff = -,2790, 95 %-CI[-,4846, -,0735]))

Sachsen-Anhalt (p < .01 (MDiff = -,2961, 95 %-CI[-,5065, -,0857]))

Item 3 Sachsen signifikant häufiger als

Brandenburg (p < .001 (MDiff = -,3355, 95 %-CI[-,4912, -,1799]))

Mecklenburg-Vorpommern (p < .01 (MDiff = -,2863, 95 %-CI[-,4759, -,0966]))

Sachsen-Anhalt (p < .01 (MDiff = -,2202, 95 %-CI[-3812, -,0592]))

Berlin-Ost (p < .01 (MDiff = -,3019, 95 %-CI[-,5265, -,0774]))

Item 3 Brandenburg signifikant häufiger als 

Thüringen (p < .05 (MDiff = ,2379, 95 %-CI[,0510, ,4248])

Item 4 Sachsen signifikant häufiger als 

Brandenburg (p < .001 (MDiff = -2913, 95 %-CI[-,4505, -,1320]))

Mecklenburg-Vorpommern (p < .001 (MDiff = -,3292, 95 %-CI[-,5232, -,1352]))

Sachsen-Anhalt (p < .01 (MDiff = -,2587, 95 %-CI[-,4233, -,0940]))

Berlin-Ost (p < .01 (MDiff = -,3131, 95 %-CI[-,5428, -,0834]))

Item 4 Thüringen signifikant häufiger als

Brandenburg (p < .01 (MDiff = ,-3372, 95 %-CI[-,5284, -,1460]))

Berlin-Ost (p = .006 (MDiff = -,3590, 95 %-CI[-,6120, -,1061]))

Quelle: Eigene Darstellung. 
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schaftsstiftung der IG Metall. Sie 
hat ihren Sitz in Frankfurt am 
Main. Als Forum für gesellschaft
liche Diskurse und Einrichtung 
der Forschungsförderung ist sie 
dem Ziel der sozialen Gerech-
tigkeit verpflichtet. Besonderes 
Augenmerk gilt dabei dem Aus-
gleich zwischen Ost und West.

... initiiert den gesellschaft
lichen Dialog durch Veranstal-
tungen, Workshops und Koopera
tionsveranstaltungen (z. B. im 
Herbst die OBS-Jahrestagungen), 
organisiert Konferenzen, lobt 
jährlich den „Otto Brenner Preis 
für kritischen Journalismus“ aus, 
fördert wissenschaftliche Unter-
suchungen zu sozialen, arbeits-
markt- und gesellschaftspoliti-
schen Themen und legt aktuelle 
medienkritische und -politische 
Analysen vor. 
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Publikationen, Termine und Ver-
anstaltungen.
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ihrer Forschungsförderung in der 
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auch alle anderen Publikationen 
der OBS, kostenlos abgegeben. 
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stellt werden. Vergriffene Hefte 
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stiftung.de/wissenschaftsportal/
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die Arbeit der OBS materiell ge-
fördert wird. 

... ist zuletzt durch Bescheid des 
Finanzamtes Frankfurt am Main V  
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als ausschließlich und unmittel-
bar gemeinnützig anerkannt wor-
den. Aufgrund der Gemeinnützig-
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bzw. begünstigt. 
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